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Kreis Lippe 
 
39 Öffentliche Bekanntmachung; Aufforderung 

zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die 
Wahl des Landrates des Kreises Lippe am 
13.09.2015 

 
Gemäß § 75 b Abs. 1 der Kommunalwahlordnung –
KWahlO- vom 31.08.1993 (GV NRW 1993 S. 592, 967), 
zuletzt geändert durch Verordnung zur Änderung der 
Kommunalwahlordnung vom 03.12.2013 (GV. NRW. S. 
730) fordere ich hiermit auf zur Einreichung von Wahlvor-
schlägen für  
 

die Wahl des Landrates 
 
Auf die Bestimmungen der §§ 15, 17, 46 b bis 46 d des 
Kommunalwahlgesetzes –KWahlG- in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 30.06.1998 (GV NRW. 1998 S. 454, 
509 und 1999 S. 70) zuletzt geändert durch Gesetz vom 
01.10.2013 (GV. NRW. 2008 S. 564) und der §§ 25, 26, 75 
a und b KWahlO weise ich hin. 
 
I. Allgemeines 
 
1. Die Wahlvorschläge für die Wahl des Landrates sind 
gem. § 15 Abs.1 S. 1 KWahlG bis zum Montag, 
27.07.2015, 18.00 Uhr (48. Tag vor der Wahl, 18.00 Uhr, 
Ausschlussfrist), bei dem Wahlleiter des Kreises Lippe, 
Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold (Kreishaus), ein-
zureichen. 
2. Wahlvorschläge können von politischen Parteien im Sin-
ne des Artikels 21 des Grundgesetzes (Parteien), von mit-
gliedschaftlich organisierten Gruppen von Wahlberechtig-
ten (Wählergruppen) und von einzelnen Wahlberechtigten 
(Einzelbewerbern) eingereicht werden. Wenn die vorschla-
gende Partei/Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahl-
ausschreibung laufenden Wahlperiode nicht ununterbro-
chen im Kreistag des Kreises Lippe, im Landtag oder auf-
grund eines Wahlvorschlages aus dem Land im Bundestag 
vertreten ist oder es sich um Wahlvorschläge von Einzel-
bewerbern handelt, müssen die Wahlvorschläge von min-
destens 300 Wahlberechtigten des Kreises Lippe persön-
lich und handschriftlich unterzeichnet sein (§ 46d Abs. 1 
KWahlG); dies gilt nicht, wenn der bisherige Landrat als 
Bewerber vorgeschlagen wird. 
3. Die für die Wahlvorschläge erforderlichen Vordrucke 
können beim Wahlleiter des Kreises Lippe, Felix-
Fechenbach-Str. 5 in Detmold (Tel. 05231-624981/62487) 
angefordert werden. 
4. Unionsbürger sind unter den gleichen Voraussetzungen 
wie Deutsche wählbar.  
5. Diese öffentliche Bekanntmachung wird im Internet unter 
www.kreis-lippe.de veröffentlicht. 
 
II. Inhalt und Form der Wahlvorschläge 
 
1. Der Wahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 11 
d KWahlO eingereicht werden. Er muss enthalten: 
-Den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder 
Wählergruppe, die den Wahlvorschlag einreicht; andere 
Wahlvorschläge können auch durch ein Kennwort des 
Wahlvorschlagsträgers gekennzeichnet werden; 
- Familiennamen, Vornamen, Beruf, Tag der Geburt, Ge-
burtsort und Anschrift (Hauptwohnung) sowie Staatsange-
hörigkeit des Bewerbers. 
 

 
Jeder Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber enthalten. 
Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss 
von der für den Kreis Lippe zuständigen Leitung unter-
zeichnet sein. Bei anderen Wahlvorschlägen muss der Un-
terzeichner des Wahlvorschlages im Kreis Lippe wahlbe-
rechtigt sein. Aus dem Wahlvorschlag sollen ferner Namen 
und Anschrift der Vertrauensperson und der stellvertreten-
den Vertrauensperson hervorgehen.  
2. Dem Wahlvorschlag ist die Erklärung des vorgeschlage-
nen Bewerbers nach dem Muster der Anl. 12c KWahlO 
beizufügen, dass er seiner Aufstellung zustimmt und für 
keine andere Wahl zum Bürgermeister oder Landrat kandi-
diert; die Erklärung kann auch auf dem Muster der Anl. 11 
d KWahlO abgegeben werden.  
3. Weiterhin ist dem Wahlvorschlag eine Bescheinigung 
des zuständigen Bürgermeisters nach dem Muster der Anl. 
13b KWahlO beizufügen, dass der Bewerber wählbar ist; 
diese kann auch auf dem Muster der Anl. 11 d KWahlO er-
teilt werden.  
Wählbar ist gem. § 44 Abs. 2 Kreisordnung NRW, wer am 
Wahltag Deutscher im Sinne von Artikel 116 Abs. 1 des 
Grundgesetzes ist oder wer die Staatsangehörigkeit eines 
Mitgliedsstaates der Europäischen Union besitzt und eine 
Wohnung in der Bundesrepublik Deutschland innehat, das 
23. Lebensjahr vollendet hat und nicht vom Wahlrecht aus-
geschlossen ist sowie die Gewähr dafür bietet, dass er je-
derzeit für die freiheitlich demokratische Grundordnung im 
Sinne des Grundgesetzes eintritt. Nicht wählbar ist, wer am 
Wahltag infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik 
Deutschland die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Beklei-
dung öffentlicher Ämter nicht besitzt. 
4. Die Niederschrift über die Versammlung der Partei oder 
Wählergruppe zur Aufstellung des Bewerbers soll nach 
dem Muster der Anlage 9c KWahlO gefertigt, die Versiche-
rung an Eides statt nach dem Muster der Anlage 10c 
KWahlO abgegeben werden 
5. Die dem Wahlvorschlag ggf. beizufügenden Unterstüt-
zungsunterschriften (s. Nr. I.2) sind auf amtlichen Formblät-
tern nach Anlage 14c KWahlO zu erbringen, bei der Anfor-
derung der Formblätter ist die Bezeichnung des Wahlvor-
schlagsträgers, bei Parteien und Wählergruppen auch de-
ren Kurzbezeichnung anzugeben.  
6. Für gemeinsame Wahlvorschläge gelten die Ziffern 1 bis 
5 entsprechend. Es sind dabei jeweils alle Wahlvorschlags-
träger zu benennen. Die Wahlvorschlagsträger des ge-
meinsamen Wahlvorschlags dürfen keinen anderen als den 
gemeinsamen Bewerber wählen und zur Wahl vorschla-
gen. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag muss von der jewei-
ligen für den Kreis Lippe zuständigen Leitung aller Wahl-
vorschlagsträger unterzeichnet sein. Unterstützungsunter-
schriften nach dem Muster der Anl. 14c KWahlO sind bei-
zubringen, wenn kein Wahlvorschlagsträger die Vorausset-
zungen des § 15 Abs. 2 Satz 2 KWahlG (s. Nr. I.2 ) erfüllt. 
 
Detmold, den 14.01.2015 
 
Kreis Lippe  
Der Landrat als Wahlleiter für die Kommunalwahlen 
 
 
Heuwinkel 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2015 
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40 Bekanntmachung des Gesamtabschlusses 

zum 31.12.2010 
 
I. Ergebnis der Prüfung des Gesamtabschlusses zum 
31.12.2010 
 
Der Entwurf des Gesamtabschlusses des Kreises Lippe 
zum 31.12.2010, bestehend aus der Gesamtergebnisrech-
nung, der Gesamtbilanz, dem Gesamtanhang sowie dem 
Gesamtlagebericht, ist gemäß § 116 Abs. 6 in Verbindung 
mit § 101 Abs. 8 GO NRW vom Rechnungsprüfungsaus-
schuss beziehungsweise der örtlichen Rechnungsprüfung 
geprüft worden. Der Rechnungsprüfungsausschuss des 
Kreises Lippe hat nach Beratung des Entwurfs des Ge-
samtabschlusses zum 31.12.2010 und des Berichts der 
Rechnungsprüfung des Kreises Lippe über die Prüfung des 
Gesamtabschlusses einen uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk erteilt. 
 
II. Feststellung des Gesamtabschlusses zum 
31.12.2010 sowie Entlastung des Landrats 
 
Der Kreistag des Kreises Lippe hat in seiner Sitzung am 
15.12.2014 den vom Rechnungsprüfungsausschuss ge-
prüften Gesamtabschluss zum 31.12.2010 durch Be-
schluss festgestellt (§ 116 Abs. 1 in Verbindung mit § 96 
Abs. 1 GO NRW). Außerdem erteilten die Kreistagsmitglie-
der des Kreises Lippe dem Landrat hinsichtlich des Ge-
samtabschlusses zum 31.12.2010 gemäß § 116 Abs. 1 in 
Verbindung mit § 96 Abs. 1 GO NRW Entlastung. 
 
Nachfolgend werden die wesentlichen Positionen aus der 
Gesamtbilanz und der Gesamtergebnisrechnung zum 
31.12.2010 abgedruckt: 
 
Gesamtbilanz zum 31.12.2010 (in Euro) 
 
Aktiva 
 

   Passiva 

1
. 

Anla-
gever-
ver-
mögen 

556.116.895,05 1. Eigen-
kapital 

95.980.540,65 

2
. 

Um-
laufver
ver-
mögen 

122.260.012,06 2. Sonder-
posten 

185.848.995,0
2 

3
. 

ARAP 11.942.591,98 3. Rück-
stellun-
gen 

162.326.063,5
3 

   4. Verbind-
lichkei-
ten 

244.312.831,2
1 

   5. PRAP 1.851.068,68 
      
 Bilanz-

lanz-
sum-
me 

690.319.499,09  Bilanz-
summe 

690.319.499,0
9 

      
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Gesamtergebnisrechnung zum 31.12.2010 (in Euro) 
 
 Ordentliche Gesamterträge 540.027.206,61 
- Ordentliche Gesamtaufwendun-

gen 
-536.934.014,69 

= Ordentliches Gesamtergebnis 3.093.191,92 
+/- Gesamtfinanzergebnis -808.764,90 
= Gesamtergebnis der laufenden 

Geschäftstätigkeit 
2.284.427,02 

+/- Außerordentliches Ergebnis 651.119,51 
= Gesamtjahresergebnis 2.935.546,53 
- Anderen Gesellschaftern zuzu-

rechnendes Ergebnis 
-447.753,10 

+/- Entnahme/ Zuführungen Kapital-
rücklage 

138.059,00 

+/- Entnahme/ Zuführungen Ge-
winnrücklage 

-1.841.510,80 

= Gesamtbilanzgewinn/-verlust 784.341,63 
 
III. Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Gesamtabschluss des Kreises Lippe zum 31.12.2010 
wird hiermit gemäß § 53 Kreisordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Bekanntmachung vom 14.07.1994; GV 
NW S. 646) in der zurzeit gültigen Fassung in Verbindung 
mit § 116 Abs. 1 Satz 4 in Verbindung mit § 96 Abs. 2 Satz 
2 Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (Bekanntma-
chung vom 14.07.1994; GV NW S. 666) in der zurzeit gülti-
gen Fassung öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Bezirksregierung Detmold wurde der Gesamtabschluss 
zum 31.12.2010 mit Schreiben vom 27.01.2015 gemäß § 
53 KrO NRW in Verbindung mit § 116 Abs. 1 Satz 4 in Ver-
bindung mit § 96 Abs. 2 Satz 1 GO NRW angezeigt. 
 
Der Gesamtabschluss zum 31.12.2010, bestehend aus der 
Gesamtergebnisrechnung, der Gesamtbilanz, dem Ge-
samtanhang und dem Gesamtlagebericht, sowie der Betei-
ligungsbericht des Kreises Lippe liegen bis zur Feststellung 
des Gesamtabschlusses 2011 bei der Kreisverwaltung Lip-
pe in Detmold, Felix-Fechenbach-Str. 5 in 32756 Detmold – 
Bürgerservice – während der Dienststunden zur Einsicht-
nahme öffentlich aus. 
 
Detmold, den 27.01.2015 
 
 
gez. Schäfer 
- Kämmerer - 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2015 
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41 Immissionsschutz 
 
Genehmigungsverfahren nach §§ 4/10 Bundes-
Immissionsschutzgesetz (BImSchG). 
 
Errichtung und den Betrieb einer Anlage zum Halten 
oder zur Aufzucht von Schweinen in Extertal 
 
Der Landwirtschaftliche Betrieb Wolfgang Meier, Braken-
berg 29 in 32699 Extertal, hat auf den Genehmigungsan-
trag vom 22.03.2012 mit Datum vom 09.02.2015 einen Ge-
nehmigungsbescheid gemäß §§ 4, 10 des BImSchG für die 
Errichtung/Erweiterung sowie den erweiterten Betrieb der 
Schweinehaltung durch die Errichtung einer weiterer Stal-
leinheit mit 1.872 Mastplätzen und die zusätzliche Aufsto-
ckung im vorhandenen Stall (BE 3) von 1.422 Mastplätze 
auf dann insgesamt 5.400 Schweinmastplätze, sowie die 
Errichtung eines Güllebehälters mit 4580,00 m³ auf dem 
Grundstück 32699 Extertal, Gemarkung Asmissen, Flur 1, 
Flurstück 1 und 2 erhalten.  
 
Gegenstand dieser Genehmigung ist:   
 
- Die Errichtung eines Schweinemaststalls mit 1.872 

Mastplätzen  
- Die Errichtung eines Gastanks Inhalt < 5,00 m³  
- vorh. Schweinemaststall mit 1.872 Mastplätzen (Erhö-

hung der TPZ um 450 MSP) 
- Futterzentrale 
- Güllebehälter; Volumen 1.884,06 m³ 
- Güllebehälter; Volumen 4580,00 m³  
- Fahrzeugwaage 
- Schweinemaststall mit 1.056 MSP 
- Güllebehälter; Volumen 1.060,29 m³ 
- Mastschweinestall mit 600 MSP 
- Futterzentrale 
- Silo; Volumen 1.400,00 m³ 
- Scheune mit Überdachung 
- Landwirtschaftliche Maschinenhalle 
- Schlepperhalle 
- Lager Ersatzteile 
- Heizraum und Tanks 
- Büro/Lager  
- Werkstatt 
- Gastank: Inhalt 6,00 m³ 
- Der Betrieb  der Anlage zum Halten von Schweinen mit 

den zugehörigen Anlagenteilen und Nebeneinrichtun-
gen 

 
Der Genehmigungsbescheid wurde mit Nebenbestimmun-
gen versehen und enthält gem. § 21 Abs. 1 Nr. 5 der 9. 
BImSchV das Ergebnis der Umweltverträglichkeitsprüfung 
in Form der Zusammenfassenden Darstellung nach § 20 
Abs. 1a und der Bewertung nach § 20 Abs. 1b der 9. BIm-
SchV. 
Der Genehmigungsbescheid erlischt, wenn nicht innerhalb 
von drei Jahren nach seiner Bestandskraft mit der Errich-
tung der Anlage begonnen worden ist. 
 
Die öffentliche Bekanntmachung des Genehmigungsbe-
scheides erfolgt gem. § 10 Abs. 7, 8 BImSchG. 
 
Der Genehmigungsbescheid liegt in der Zeit vom 
11.02.2015 bis einschließlich 25.02.2015 bei 
 
� der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice am Hauptein-

gang, 32756 Detmold, Felix-Fechenbach-Straße 5, 
 

 
� der Gemeinde Extertal, Rathaus 3, Bürgerservice, 

32699 Extertal, Mittelstraße 36 
 
aus und kann dort während der Dienststunden für die Dau-
er von zwei Wochen eingesehen werden. Mit Ende der 
Auslegungsfrist (25.02.2015, 2400 Uhr) gilt der Genehmi-
gungsbescheid auch gegenüber Dritten, die keine Einwen-
dungen erhoben haben, als zugestellt. 
 
Dienststunden der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice: 
Montags bis Donnerstags: Von 07:30 Uhr bis 18:00 Uhr 
Freitags:   Von 07:30 Uhr bis 15:15 Uhr 
sowie nach Vereinbarung. 
 
Dienststunden der Gemeindeverwaltung Extertal, Bür-
gerservice: 
Montags und Dienstags: Von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr 

und von 13:30 Uhr bis 16:00 Uhr 
Donnerstags: Von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr 

und von 13:30 Uhr bis 17:00 Uhr 
Freitags:   Von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht in 32423 
Minden, Königwall 8, schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts er-
hoben werden. 
Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe 
der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei 
den Verwaltungs- und Finanzgerichten im Lande NRW 
(ERVVO VG/FG vom 07.11.2012; GVBl. NRW, S. 548) er-
hoben werden. 
Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur nach § 2 des Signaturgesetzes 
vom 16.05.2001 (BGBl. I S. 876) versehen sein und an die 
elektronische Poststelle des Gerichts übermittelt werden. 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Ge-
genstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienen-
den Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben wer-
den. Falls die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erho-
ben wird, sollen der Klage nebst Anlagen so viele Abschrif-
ten beigefügt werden, dass alle Beteiligten eine Ausferti-
gung erhalten können. Sollte die Frist durch das Verschul-
den eines Bevollmächtigten versäumt werden, so würde 
dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Hinweis zur elektronischen Form 

Bei der Verwendung der elektronischen Form sind beson-
dere technische Rahmenbedingungen zu beachten. Die 
besonderen technischen Voraussetzungen sind unter 
www.egvp.de aufgeführt. 
 
 
Im Auftrag 
gez. Depping 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2015 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
42 Beschluss des Rates der Stadt Bad Salzuflen 

zur Auflösung des Teilstandortes Schulzent-
rum Aspe des Rudolph-Brandes-Gymnasiums  

 
Der Rat der Stadt Bad Salzuflen hat in seiner Sitzung am 
10.12.2014 beschlossen: 
 
Der Teilstandort Schulzentrum des Rudolph-Brandes-
Gymnasiums wird gemäß § 81 Abs.2 Schulgesetz NRW 
zum Ende des Schuljahres 2014/2015 (31.07.2015) vorzei-
tig endgültig aufgelöst. 
Die verbleibenden Schülerinnen und Schüler setzen ihre 
Schullaufbahn am Standort Schulzentrum Lohfeld, Wasser-
fuhr 25e, 32108 Bad Salzuflen, fort. 
 
Die dazu vorliegende Drucksache 159/2014 sowie die 
Drucksache 159/2014 1. Ergänzung, die Protokolle über 
die Beratungen und Beschlüsse des Ausschusses für Bil-
dung und Kultur am 13.11.2014, des Hauptausschusses 
am 03.12.2014 und des Rates am 10.12.2014 können un-
ter www.bad-salzuflen.de oder zu den Öffnungszeiten des 
Rathauses, 5. OG, Zimmer 5. 19, Rudolph-Brandes-Allee 
19, 32105 Bad Salzuflen, eingesehen werden.  
 
Die Bezirksregierung Detmold hat dazu am 19.01.2015 fol-
gende Genehmigung erteilt: 
 
Auflösung des Teilstandortes Aspe des Rudolph-
Brandes-Gymnasiums der Stadt Bad Salzuflen 
Genehmigung gemäß § 81 Abs. 3 SchulG NRW 
Genehmigungsantrag vom 11.12.2014 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
gemäß § 81 Abs. 3 des Schulgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Schulgesetz NRW – SchulG) vom 
15.02.2005 (GV.NRW.S. 102), in der zurzeit gültigen Fas-
sung, genehmige ich hiermit den Beschluss des Rates der 
Stadt Bad Salzuflen vom 10.12.2014 über die auslaufende 
Auflösung des Teilstandortes Aspe des Rudolph-Brandes-
Gymnasiums der Stadt Bad Salzuflen mit Ablauf des 
31.07.2015. 
 
Alle Klassen des Rudolph-Brandes-Gymnasiums werden 
ab dem 01.08.2015 am verbleibenden Standort Schulzent-
rum Lohfeld des Rudolph-Brandes-Gymnasiums beschult. 
Die erforderlichen Klassen und Kursräume stehen zur Ver-
fügung. Das Raumangebot ist daher ausreichend. Wün-
schenswert wäre jedoch künftig die Bereitstellung von Dif-
ferenzierungsräumen. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Minden, Kö-
nigswall 8, 32423 Minden (Postanschrift: Postfach 32 40, 
32389 Minden), schriftlich, oder mündlich zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten bzw. der Urkundsbeamtin der Ge-
schäftsstelle erhoben werden. 
Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr zwei 
Durchschriften beigefügt werden. 
 
 
 
 

 
Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe 
der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei 
den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten im Land 
Nordrhein-Westfalen – ERVVO VG/FG vom 23.1.2005 
(GV.NRW S. 926) erhoben werden. 
 
Falls die Frist durch das Verschulden einer von Ihnen be-
auftragten Person versäumt werden sollte, so würde deren 
Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
Volker Friese 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen den Beschluss des Rates vom 10.12.2014 kann in-
nerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben 
werden: Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Minden, 
Königswall 8, 32423 Minden (Postanschrift: Postfach 32 
40, 32423 Minden), schriftlich einzulegen oder mündlich 
zur Niederschrift der Urkundsbeamtin bzw. des Urkunds-
beamten der Geschäftsstelle zu erklären. 
Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr zwei Ab-
schriften beigefügt werden. 
Die Schriftform kann durch die elektronische Form nach 
Maßgabe der Verordnung über den elektronischen Rechts-
verkehr bei den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten 
im Land Nordrhein-Westfalen – ERVVO VG/FG vom 
23.11.2005 (GV.NRW S. 926) ersetzt werden. 
Falls die Frist durch das Verschulden einer von Ihnen be-
vollmächtigten Person versäumt werden sollte, so würde 
deren Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Bad Salzuflen, den 27.01.2015 
 
 
gez. Dr. Wolfgang Honsdorf 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2015 
 
 
 
43 Beschluss des Rates der Stadt Bad Salzuflen 

zur Auflösung der Erich Kästner-Schule, Städt. 
Förderschule, Förderschwerpunkt Lernen 

 
Der Rat der Stadt Bad Salzuflen hat in seiner Sitzung am 
10.12.2014 beschlossen: 
 
1. Die Erich Kästner-Schule, Städt. Förderschule, Förder-
schwerpunkt Lernen, wird gemäß  
§ 2 Abs. 1 der Verordnung über die Mindestgrößen der 
Förderschulen und der Schulen für Kranke (Mindestgrö-
ßenVO) vom 16. Oktober 2013 in Verbindung mit § 1 Abs. 
1 Nr. 1 MindestgrößenVO und § 81 Schulgesetz NRW 
(SchulG) ab dem Schuljahr 2016/2017 (01.08.2016) aus-
laufend aufgelöst. 
 
2. Neuaufnahmen von Schülerinnen und Schülern an der 
Erich Kästner-Schule sind ab dem Schuljahr 2016/2017 
ausgeschlossen. 
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Die dazu vorliegende Drucksache 158/2014 sowie die 
Drucksache 158/2014 1. Ergänzung und die Drucksache 
158/2014 2. Ergänzung, die Protokolle über die Beratungen 
und Beschlüsse des Ausschusses für Bildung und Kultur 
am 13.11.2014, des Hauptausschusses am 03.12.2014 
und des Rates am 10.12.2014 können unter www.bad-
salzuflen.de oder zu den Öffnungszeiten des Rathauses, 5. 
OG, Zimmer 5. 19, Rudolph-Brandes-Allee 19, 32105 Bad 
Salzuflen, eingesehen werden.  
 
Die Bezirksregierung Detmold hat dazu am 19.12.2014 fol-
gende Genehmigung erteilt: 
 
Auflösung der Erich Kästner-Schule (Förderschule) der 
Stadt Bad Salzuflen 
Genehmigung gemäß § 81 Abs. 3 SchulG NRW 
Genehmigungsantrag vom 11.12.2014 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
gemäß § 81 Abs. 3 des Schulgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Schulgesetz NRW – SchulG) vom 
15.02.2005 (GV.NRW.S. 102), in der zurzeit gültigen Fas-
sung, genehmige ich hiermit den Beschluss des Rates der 
Stadt Bad Salzuflen vom 10.12.2014 über die auslaufende 
Auflösung der Erich Kästner-Schule (Förderschule) der 
Stadt Bad Salzuflen ab dem 01.08.2016. 
 
Die Erich Kästner-Schule hat im Schuljahr 2014/2015 ledig-
lich 105 Schülerinnen und Schüler und unterschreitet die 
Mindestgröße für Förderschulen mit dem Förderschwer-
punkt Lernen von 144 nach der Verordnung über die Min-
destgrößen von Förderschulen und Schulen für Kranke. 
Gemäß § 2 Abs. 1 der Verordnung war ein erforderlicher 
schulorganisatorischer Beschluss spätestens mit Wirkung 
zum Schuljahresende 2016/2017 zu fassen. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Minden, Kö-
nigswall 8, 32423 Minden (Postanschrift: Postfach 32 40, 
32389 Minden), schriftlich, oder mündlich zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten bzw. der Urkundsbeamtin der Ge-
schäftsstelle erhoben werden. 
Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr zwei 
Durchschriften beigefügt werden. 
Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe 
der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei 
den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten im Land 
Nordrhein-Westfalen – ERVVO VG/FG vom 23.1.2005 
(GV.NRW S. 926) erhoben werden. 
 
Falls die Frist durch das Verschulden einer von Ihnen be-
auftragten Person versäumt werden sollte, so würde deren 
Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
Volker Friese 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen den Beschluss des Rates vom 10.12.2014 kann in-
nerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben 
werden: Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Minden, 
Königswall 8, 32423 Minden (Postanschrift: Postfach 32 
40, 32423 Minden), schriftlich einzulegen oder mündlich 
zur Niederschrift der Urkundsbeamtin bzw. des Urkunds-
beamten der Geschäftsstelle zu erklären. 
Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr zwei Ab-
schriften beigefügt werden. 
Die Schriftform kann durch die elektronische Form nach 
Maßgabe der Verordnung über den elektronischen Rechts-
verkehr bei den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten 
im Land Nordrhein-Westfalen – ERVVO VG/FG vom 
23.11.2005 (GV.NRW S. 926) ersetzt werden. 
Falls die Frist durch das Verschulden einer von Ihnen be-
vollmächtigten Person versäumt werden sollte, so würde 
deren Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Bad Salzuflen, den 23.01.2015 
 
 
gez. Dr. Wolfgang Honsdorf 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2015 
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Stadt Blomberg 
 
44 Öffentliche Bekanntmachung des Jahresab-

schlusses der Stadt Blomberg zum 31.12.2013 
und Entlastung des Bürgermeisters 

 
Aufgrund des § 96 Abs. 1 GO NRW in der derzeit gültigen 
Fassung hat der Rat der Stadt Blomberg am 17.12.2014 
den vom Rechnungsprüfungsausschuss geprüften Jahres-
abschluss zum 31.12.2013 durch Beschluss festgestellt 
und dem Bürgermeister uneingeschränkt Entlastung erteilt.  
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2013 ist gemäß § 96 Abs. 
2 GO NRW dem Landrat als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde in Detmold mit Schreiben vom 07.01.2015 
angezeigt worden.  
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2013 wird hiermit öffent-
lich bekannt gemacht. Die Ergebnis- und Finanzrechnung 
sowie die Bilanz sind als Anlage beigefügt. 
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2013 liegt zur Einsicht-
nahme ab dem 11.02.2015 bis zur Feststellung des folgen-
den Jahresabschlusses während der Dienststunden (mon-
tags – freitags von 08.00 – 12.00 Uhr, Montag und Diens-
tag von 14.00 – 15.30 Uhr, Donnerstag 14.00 – 18.00 Uhr) 
im Fachbereich 20 – Kämmerei und Finanzen- (Am Martini-
turm 1, 32825 Blomberg) öffentlich aus. 
 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung ist auch auf 
der Internetseite der Stadt Blomberg unter www.blomberg-
lippe.de / Verwaltung / öffentliche Bekanntmachungen ein-
sehbar. 
 
Blomberg, den 26.01.2015 
 
Stadt Blomberg 
Der Bürgermeister 
 
 
(Geise) 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2015 
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45 Öffentliche Bekanntmachung des Gesamtab-

schlusses der Stadt Blomberg zum 31.12.2012 
und Entlastung des Bürgermeisters 

 
Aufgrund des § 116 Abs. 1 in Verbindung mit § 96 GO 
NRW in der derzeit gültigen Fassung hat der Rat der Stadt 
Blomberg am 17.12.2014 den vom Rechnungsprüfungs-
ausschuss geprüften Gesamtabschluss zum 31.12.2012 
durch Beschluss bestätigt und dem Bürgermeister unein-
geschränkt Entlastung erteilt.  
 
Der Gesamtabschluss zum 31.12.2012 ist gemäß § 96 
Abs. 2 GO NRW dem Landrat als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde in Detmold mit Schreiben vom 07.01.2015 
angezeigt worden.  
 
Der Gesamtabschluss zum 31.12.2012 wird hiermit öffent-
lich bekannt gemacht. Die Ergebnisrechnung sowie die Bi-
lanz sind als Anlage beigefügt. 
 
Der Gesamtabschluss zum 31.12.2012 liegt zur Einsicht-
nahme ab dem 11.02.2015 bis zur Feststellung des folgen-
den Gesamtabschlusses während der Dienststunden (mon-
tags – freitags von 08.00 – 12.00 Uhr, Montag und Diens-
tag von 14.00 – 15.30 Uhr, Donnerstag 14.00 – 18.00 Uhr) 
im Fachbereich 20 – Kämmerei und Finanzen- (Am Martini-
turm 1, 32825 Blomberg) öffentlich aus. 
 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung ist auch auf 
der Internetseite der Stadt Blomberg unter www.blomberg-
lippe.de / Verwaltung / öffentliche Bekanntmachungen ein-
sehbar.  
 
Blomberg, den 26.01.2015 
 
Stadt Blomberg 
Der Bürgermeister 
 
 
(Geise) 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2015 
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46 Haushaltssatzung des Schulverbandes 

Pestalozzischule Blomberg für das Haushalts-
jahr 2015  

 

 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NW  S. 666) -in der zurzeit geltenden 
Fassung- in Verbindung mit §§ 8 Abs. 1 und 18 Abs. 1 des 
Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 01.10.1979 (GV.NW. 
S. 621) - in der zurzeit geltenden Fassung- und des § 6 
Abs. 2 Buchstabe e) der Schulverbandssatzung hat die 
Verbandsversammlung des Schulverbandes Pestaloz-
zischule Blomberg am 02.12.2014  folgende Haushaltssat-
zung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2015, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben des Schulverbandes voraus-
sichtlich anfallenden Ertrage und entstehenden Aufwen-
dungen sowie eingehende Einzahlungen und zu leistende 
Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächti-
gungen enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit 
 
Gesamtbetrag der Erträge auf             625.330,00 EUR 
Gesamtbetrag der Aufwendungen auf       625.330,00 EUR 
 
im Finanzplan mit 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätig-
keit auf               625.330,00 EUR 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätig-
keit auf              625.330,00 EUR 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätig-
keit und der 
Finanzierungstätigkeit auf              0 EUR 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätig-
keit und der 
Finanzierungstätigkeit auf              0 EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung 
in Anspruch genommen werden können, wird auf 
100.000,00 EUR festgesetzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 5 

 
Die Schulverbandsumlage wird auf 613.330,00 EUR fest-
gesetzt. 
 
Blomberg, 02.12.2014 
 
(Klaus Geise) 
Schulverbandsvorsteher 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2015 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die festgesetzte Verbandsumlage ist gemäß § 19 Abs. 2 
des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) 
in der zurzeit geltenden Fassung vom Schulamt für den 
Kreis Lippe am 16.01.2015 genehmigt worden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
 
c) der Schulverbandsvorsteher hat den Satzungsbe-

schluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 

Schulverband vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung ist auch auf 
der Internetseite der Stadt Blomberg www.blomberg-
lippe.de/Verwaltung/Öffentliche Bekanntmachungen ein-
sehbar. 
 
Blomberg, den 22. Januar 2015 
 
 
(Klaus Geise) 
Schulverbandsvorsteher 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2015 
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Stadt Detmold 
 
47 Versteigerung von Fundsachen 
 
Die gefundenen und vom Eigentümer nicht abgeholten 
Fundsachen werden 
 

am Samstag, 18.04.2015 
ab 09.00 Uhr 

 
in der Bürgerberatung der Stadt Detmold, Graben-  str. 1 
meistbietend öffentlich versteigert. 
Im Anschluss findet -nach Wetterlage- im Innenhof die Ver-
steigerung der Fundfahrräder statt.   
 
Die Fundsachen wurden mehr als 6 Monate im Fundbüro 
aufbewahrt. Die Finder werden hiermit aufgefordert -soweit 
noch nicht geschehen- bis zum 03.04.2015 ihre Rechte aus 
Fundmeldungen geltend zu machen. 
 
STADT DETMOLD 
Der Bürgermeister 
 
 
Rainer Heller 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2015 
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Gemeinde Kalletal 
 
48 Ersatzbestimmung eines Vertreters gemäß § 

45 Kommunalwahlgesetz für den Rat der Ge-
meinde Kalletal 

 
Herr Hartmut Dreischmeier hat unter dem Datum vom 29. 
Januar 2014 gegenüber dem Wahlleiter gemäß §§ 37, 38 
des Gesetzes über die Kommunalwahlen im Lande Nord-
rhein -Westfalen (KWahlG) – in der zurzeit geltenden Fas-
sung - seinen Verzicht auf das Mandat im Rat der Gemein-
de Kalletal mit Ablauf des 31. Januar 2015 erklärt.  
 
Gemäß § 45 Abs. 1 Satz 3 KWahlG stelle ich hiermit fest, 
dass 
 

Herr Thomas Stucke, Queckhagen 1, 32689 Kalletal, 
 
nach der „Reserveliste der Christlich Demokratischen Uni-
on Deutschlands (CDU) für die Wahl der Vertretung der 
Gemeinde Kalletal am 25. Mai 2014“  in den Rat der Ge-
meinde Kalletal gewählt worden ist.  
 
Gegen diese Feststellung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe beim Wahlleiter für die Wahl der Vertre-
tung der Gemeinde Kalletal, Rintelner Straße 3, 32689 Kal-
letal, Einspruch erhoben werden. Der Einspruch ist schrift-
lich einzureichen oder mündlich zur Niederschrift zu erklä-
ren. 
 
Kalletal, den 30. Januar 2015 
 
In Vertretung: 
 
 
(Fischer) 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2015 
 
 
 
49 Hauptsatzung der Gemeinde Kalletal vom 30. 

Januar 2015 
 
Inhaltsverzeichnis 
 
§ 1 Name, Bezeichnung, Gebiet 
§ 2 Wappen, Siegel, Flagge und Banner 
§ 3  Bezeichnung von Gemeindeteilen in Personen-

standsbüchern und –urkunden 
§ 4 Gleichstellung von Mann und Frau 
§ 5  Unterrichtung der Einwohner 
§ 6 Anregungen und Beschwerden 
§ 7 Bezeichnung des Rates und der Ratsmitglieder 
§ 8 Dringlichkeitsentscheidungen 
§9 Ausschüsse 
§ 10 Aufwandsentschädigungen, Verdienstausfallersatz 
§ 11 Auskunfts- und Akteneinsichtsrecht 
§ 12  Bürgermeisterin / Bürgermeister 
§ 13 Zuständigkeit für dienstrechtliche Entscheidungen 
§ 14 Genehmigung von Rechtsgeschäften 
§ 15 Öffentliche Bekanntmachungen 
§ 16 Inkrafttreten  
 
 
 
 
 

 
Präambel 

 
Aufgrund von § 7 Abs. 3 Satz 1 i. V. m. § 41 Abs. 1 Satz 2 
Buchst. f der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666) - in der zurzeit gelten-
den Fassung - hat der Rat der Gemeinde Kalletal in seiner 
Sitzung am 22. Januar 2015 mit der Mehrheit der gesetzli-
chen Anzahl der Mitglieder des Rates die folgende Haupt-
satzung beschlossen:  
 

§ 1 
Name, Bezeichnung, Gebiet 

 
(1) Durch das Gesetz zur Neugliederung des Landkreises 

Lemgo vom 05.11.1968 (GV. NRW. 1968 S. 352) wur-
den die Gemeinden Asendorf, Bavenhausen, Bentorf, 
Brosen, Erder, Heidelbeck, Henstorf, Hohenhausen, 
Kalldorf, Langenholzhausen, Lüdenhausen, Osterha-
gen, Stemmen, Talle, Varenholz und Westorf mit Wir-
kung vom 01.01.1969 zu einer neuen Gemeinde zu-
sammengeschlossen. 

 
(2) Die Gemeinde hat den Namen "Kalletal" erhalten und 

führt die Bezeichnung "Gemeinde". 
 
(3) Das Gemeindegebiet umfasst eine Fläche von 112,42 

km². 
 

§ 2 
Wappen, Siegel, Flagge und Banner 

 
(1) Die Gemeinde ist mit Urkunde des Regierungspräsiden-

ten in Detmold vom 21.07.1972 das Recht zur Führung 
von Wappen, Siegel, Flagge und Banner verliehen wor-
den. 

 
(2) Das Gemeindewappen zeigt oben im goldenen Schild-

haupt ein rotes Andreaskreuz, darunter durch Wellen-
schnitt geteilt in blau einen silbernen schwimmenden 
Fisch. 

 
(3) Die Gemeinde führt ein Dienstsiegel, es enthält Namen 

und Wappen der Gemeinde. 
 
(4) Die Flagge und das Banner der Gemeinde sind 

blau/weiß/blau im Verhältnis 1:3:1, die Flagge querge-
streift, etwas über die Mitte nach vorn geschoben das 
Gemeindewappen, das Banner längsgestreift mit dem 
Gemeindewappen oberhalb der Mitte. 

 
§ 3 

Bezeichnung von Gemeindeteilen in Personenstands-
büchern und -urkunden 

 
Für die Bezeichnung in Personenstandbüchern und -
urkunden werden für die Gemeinde Kalletal folgende Ge-
meindeteilbezeichnungen festgelegt: 
 

Asendorf, Bavenhausen, Bentorf, Brosen, Erder, 
Heidelbeck, Henstorf, Hohenhausen, Kalldorf, 
Langenholzhausen, Lüdenhausen, Osterhagen, 
Stemmen, Talle, Varenholz und Westorf. 

 
Die räumlichen Abgrenzungen der genannten Ortsteile sind 
identisch mit den früheren Gemeindegrenzen. 
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§ 4 

Gleichstellung von Frau und Mann 
 
(1) Die Bürgermeisterin/Der Bürgermeister bestellt eine 

hauptamtlich tätige Gleichstellungsbeauftragte. Dieses 
soll mit 10 Wochenstunden für den Bereich Gleichstel-
lung tätig sein. 

 
(2) Die Bürgermeisterin/Der Bürgermeister bestellt eine 

Stellvertreterin der Gleichstellungsbeauftragten für den 
Aufgabenbereich der §§ 17, 18 und 19 LGG. 

 
(3) Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt bei allen Vorhaben 

und Maßnahmen der Gemeinde mit, die die Belange 
von Frauen berühren oder Auswirkungen auf die 
Gleichberechtigung von Frau und Mann und die Aner-
kennung ihrer gleichberechtigten Stellung in der Gesell-
schaft haben. Dies sind insbesondere soziale, organisa-
torische und personelle Maßnahmen, einschließlich 
Stellenausschreibungen, Auswahlverfahren und Vor-
stellungsgespräche; die Gleichstellungsbeauftragte hat 
insbesondere die Aufstellung und Änderung des Frau-
enförderplanes sowie die Erstellung des Berichtes über 
die Umsetzung des Frauenförderplans durchzuführen.  

 
(4) Die Bürgermeisterin/Der Bürgermeister unterrichtet die 

Gleichstellungsbeauftragte über geplante Maßnahmen 
gemäß Absatz 3 rechtzeitig und umfassend. 

 
(5) Die Gleichstellungsbeauftragte kann, soweit Bera-

tungsgegenstände ihres Aufgabenbereiches behandelt 
werden, an Sitzungen der Fachbereichsleiter, des Ra-
tes und seiner Ausschüsse teilnehmen.  

 
Ihr ist auf Wunsch das Wort zu erteilen. Sie kann die 
Öffentlichkeit über Angelegenheiten ihres Aufgabenge-
bietes unterrichten. Hierüber ist die Bürgermeisterin/der 
Bürgermeister vorab zu informieren. 

 
Die Gleichstellungsbeauftragte ist für die Beurteilung 
der Gleichstellungsrelevanz zuständig. Dabei be-
schränkt sich die Darlegungspflicht im Hinblick auf die 
Gleichstellungsrelevanz einer Angelegenheit darauf, 
dass sie die Möglichkeit des Entstehens einer Gleich-
stellungsrelevanz aufzeigt.  

 
Die Entscheidung, ob ein Beratungsgegenstand eine 
Angelegenheit des Aufgabenbereiches der Gleichstel-
lungsbeauftragten ist, obliegt der Bürgermeisterin/dem 
Bürgermeister bzw. der Ausschussvorsitzenden/dem 
Ausschussvorsitzenden. 

 
(6) Die Vorlagen und Vorabinformationen zu Beratungsge-

genständen, die den übrigen Rats- bzw. Ausschussmit-
gliedern zugesandt werden, sind spätestens gleichzeitig 
auch der Gleichstellungsbeauftragten zuzuleiten, sofern 
Angelegenheiten ihres Aufgabenbereichs in Frage ste-
hen. 

 
(7) Die Gleichstellungsbeauftragte kann in Angelegenhei-

ten, die ihren Aufgabenbereich berühren, den Be-
schlussvorlagen der Bürgermeisterin/des Bürgermeis-
ters widersprechen; in diesem Fall hat die Bürgermeis-
terin/der Bürgermeister den Rat zu Beginn der Beratung 
auf den Widerspruch und seine wesentlichen Gründe 
hinzuweisen.  

 
 

 
§ 5 

Unterrichtung der Einwohner 
 
(1) Der Rat hat die Einwohner über allgemein bedeutsame 

Angelegenheiten der Gemeinde zu unterrichten. Die 
Unterrichtung hat möglichst frühzeitig zu erfolgen. Über 
die Art und Weise der Unterrichtung (z. B. Hinweis in 
der örtlichen Presse, öffentliche Anschläge, schriftliche 
Unterrichtung aller Haushalte, Durchführung besonde-
rer Informationsveranstaltungen, Abhaltung von Ein-
wohnerversammlungen) entscheidet der Rat von Fall zu 
Fall. 

 
(2) Eine Einwohnerversammlung soll insbesondere statt-

finden, wenn es sich um Planungen oder Vorhaben der 
Gemeinde handelt, die die strukturelle Entwicklung der 
Gemeinde unmittelbar und nachhaltig beeinflussen oder 
die mit erheblichen Auswirkungen für eine Vielzahl von 
Einwohnern verbunden sind. Die Einwohnerversamm-
lung kann auf Teile des Gemeindegebietes beschränkt 
werden. 

 
(3) Hat der Rat die Durchführung einer Einwohnerver-

sammlung beschlossen, so setzt die Bürgermeiste-
rin/der Bürgermeister Zeit und Ort der Versammlung 
fest und lädt alle Einwohner durch öffentliche Bekannt-
machung ein. Die in der Geschäftsordnung für die Ein-
berufung des Rates festgelegten Ladungsfristen gelten 
entsprechend. Die Bürgermeisterin/Der Bürgermeister 
führt den Vorsitz in der Versammlung. Zu Beginn der 
Versammlung unterrichtet die Bürgermeisterin/der Bür-
germeister die Einwohner über Grundlagen, Ziele, Zwe-
cke und Auswirkungen der Planung bzw. des Vorha-
bens. Anschließend haben die Einwohner Gelegenheit, 
sich zu den Ausführungen zu äußern und sie mit den 
vom Rat zu bestimmenden Ratsmitgliedern aller Frakti-
onen und der Bürgermeisterin/dem Bürgermeister zu 
erörtern. Eine Beschlussfassung findet nicht statt. Der 
Rat ist über das Ergebnis der Einwohnerversammlung 
in seiner nächsten Sitzung zu unterrichten. 

 
(4) Die der Bürgermeisterin/dem Bürgermeister aufgrund 

der Geschäftsordnung obliegende Unterrichtungspflicht 
bleibt unberührt. 

 
§ 6 

Anregungen und Beschwerden 
 
(1) Jeder hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft 

mit anderen schriftlich mit Anregungen und Beschwer-
den an den Rat zu wenden. Anregungen und Be-
schwerden müssen Angelegenheiten betreffen, die in 
den Aufgabenbereich der Gemeinde Kalletal fallen. 

 
(2) Anregungen und Beschwerden, die nicht in den Aufga-

benbereich der Gemeinde Kalletal fallen, sind von der 
Bürgermeisterin / vom Bürgermeister an die zuständige 
Stelle weiterzuleiten. Die Antragstellerin/Der Antragstel-
ler ist hierüber zu unterrichten. 

 
(3) Eingaben von Bürgern, die weder Anregungen oder 

Beschweren zum Inhalt haben (z. B. Fragen, Erklärun-
gen, Ansichten etc.), sind ohne Beratung von der Bür-
germeisterin/vom Bürgermeister zurückzugeben. 

 
(4) Für die Erledigung von Anregungen und Beschwerden 

im Sinne von Absatz 1 bestimmt der Rat den Haupt- 
und Finanzausschuss. 
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(5) Der für die Erledigung von Anregungen und Beschwer-

den nach Abs. 4 zuständige Ausschuss hat diese inhalt-
lich zu prüfen. Danach überweist er sie an die zur Ent-
scheidung berechtigte Stelle. Bei der Überweisung 
kann er Empfehlungen aussprechen, an die die zur 
Entscheidung zuständige Stelle nicht gebunden ist. 

 
(6) Das Recht des Rates, die Entscheidung einer Angele-

genheit, die den Gegenstand einer Anregung oder Be-
schwerde bildet, an sich zu ziehen (§ 41 Abs. 2, 3 GO 
NRW), bleibt unberührt. 

 
(7) Der Antragstellerin/Dem Antragsteller kann aufgegeben 

werden, Anregungen oder Beschwerden in der für eine 
ordnungsgemäße Beratung erforderlichen Anzahl ein-
zureichen. Die Beratung kann in diesen Fällen bis zur 
Einreichung der notwendigen Unterlagen ausgesetzt 
werden. 

 
(8) Von einer Prüfung von Anregungen und Beschwerden 

soll abgesehen werden, wenn 
 

a) der Inhalt einen Straftatbestand erfüllt, 
 
b) gegenüber bereits geprüften Anregungen oder Be-

schwerden kein neues 
Sachvorbringen vorliegt. 

 
(9) Die Antragstellerin/Der Antragsteller ist über die Stel-

lungnahme des nach Abs. 4 zuständigen Ausschusses 
durch die Bürgermeisterin/den Bürgermeister zu unter-
richten.   

 
§ 7 

Bezeichnung des Rates und der Ratsmitglieder 
 
(1) Der Rat führt die Bezeichnung "Rat der Gemeinde Kal-

letal". 
 
(2) Die Ratsmitglieder führen die Bezeichnung "Ratsherr". 

Weibliche Ratsmitglieder führen die Bezeichnung 
"Ratsfrau". 

 
§ 8 

Dringlichkeitsentscheidungen 
 
Dringlichkeitsentscheidungen des Haupt- und Finanzaus-
schusses oder der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters mit 
einem Ratsmitglied (§ 60 Abs. 1 und 2 GO NRW) bedürfen 
der Schriftform. 
 

§ 9 
Ausschüsse 

 
(1) Der Rat beschließt, welche Ausschüsse außer den in 

der Gemeindeordnung oder in anderen gesetzlichen 
Vorschriften vorgeschriebenen Ausschüssen gebildet 
werden. Die Anzahl der Ausschussmitglieder soll unge-
rade sein. 

 
(2) Die Ausschüsse werden ermächtigt, in Angelegenheiten 

ihres Aufgabenbereiches die Entscheidungen der Bür-
germeisterin/dem Bürgermeister zu übertragen. 

 
(3) Der Rat kann sich durch Ratsbeschluss für einen be-

stimmten Kreis von Geschäften oder für den Einzelfall 
die Entscheidung vorbehalten. 

, 

 
(4) Der Rat kann für die Arbeit der Ausschüsse allgemeine 

Richtlinien aufstellen. 
 
(5) Die Aufgaben nach dem Gesetz zum Schutze und zur 

Pflege der Denkmäler im Lande Nordrhein-Westfalen 
(Denkmalschutzgesetz – DSchG) vom 11.03.1980 (GV. 
NRW. 1980 S. 226) in der zurzeit geltenden Fassung 
werden gemäß § 23 Abs. 2 DSchG dem Ausschuss für 
Planen und Bauen übertragen. An den Beratungen von 
Aufgaben nach diesem Gesetz können grundsätzlich 
für die Denkmalpflege sachverständige Bürgerinnen 
und Bürger mit beratender Stimme teilnehmen. Die 
Entscheidungsbefugnis für Unterschutzstellungen und 
evtl. Löschungen gemäß §§ 3 und 4 DSchG wird auf 
die Bürgermeisterin/den Bürgermeister übertragen. 

 
(6) Die Entscheidungsbefugnis über die Aufstel-

lung/Änderung von Flächennutzungsplänen und Be-
bauungsplänen, mit Ausnahme der die Verfahren ab-
schließenden Feststellungsbeschlüsse (bei Flächennut-
zungsplänen) bzw. Satzungsbeschlüsse (bei Bebau-
ungsplänen), wird auf den Ausschuss für Planen und 
Bauen übertragen. 

 
(7) Das Zustimmungsrecht  für die Wahl der Schulleitungen 

an gemeindlichen Schulen nach § 61 Abs. 4 des Schul-
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Schulge-
setz NRW – SchulG NRW) vom 15.02.2005 (GV. NRW. 
S. 102) in der zurzeit geltenden Fassung übt der Aus-
schuss für Jugend, Bildung, Kultur und Freizeit aus. 

 
§ 10 

Aufwandsentschädigungen, Verdienstausfallersatz 
 
(1) Die Ratsmitglieder erhalten eine Aufwandsentschädi-

gung in Form eines monatlichen Pauschalbetrages und 
eine Sitzungsgeld nach Maßgabe der Entschädigungs-
verordnung (EntschVO) für die Teilnahme an Rats- 
Ausschuss- und Fraktionssitzungen. Die Anzahl der 
Fraktionssitzungen, für die das Sitzungsgeld gezahlt 
wird, wird auf 15 Sitzungen im Jahr beschränkt. 

 
(2) Sachkundige Bürgerinnen/Bürger und sachkundige 

Einwohnerinnen/Einwohner erhalten für die im Rahmen 
ihrer Mandatsausübung erforderliche Teilnahme an 
Ausschuss- und Fraktionssitzungen ein Sitzungsgeld 
nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung (Ent-
schVO). Dies gilt unabhängig vom Eintritt des Vertre-
tungsfalles auch für die Teilnahme an Fraktionssitzun-
gen als stellvertretendes Ausschussmitglied. Die Anzahl 
der Fraktionssitzungen, für die das Sitzungsgeld ge-
zahlt wird, wird auf 15 Sitzungen im Jahr beschränkt. 

 
(3) Die Mitglieder des Rates, sachkundige Bürgerin-

nen/Bürger und sachkundige Einwohnerin-
nen/Einwohner erhalten ein Sitzungsgeld gemäß Abs. 1 
und 2 auch für Sitzungen 

 
• des Beirates beim Rechenzentrum Minden-

Ravensberg/Lippe - KRZ, 
• des Beirates des Vereins "Kinder- und Jugendarbeit 

Kalletal e. V. – KJK", 
• der Gesellschafterversammlung der Wassergesell-

schaft Kalldorfer Sattel GbR, 
• der Gesellschafterversammlung der Kalldorfer Sat-

tel Wassergesellschaft mbH, 
• der Räte der Tageseinrichtungen für Kinder. 
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Für die Teilnahme an Bürgerversammlungen wird kein 
Sitzungsgeld gezahlt. 

 
(4) Rats- und Ausschussmitglieder haben Anspruch auf 

Ersatz des Verdienstausfalls, der ihnen durch die Man-
datsausübung entsteht, soweit sie während der Arbeits-
zeit erforderlich ist. Der Verdienstausfall wird für jede 
Stunde der versäumten Arbeitszeit berechnet, wobei 
die letzte angefangene Stunde voll zu rechnen ist. Der 
Anspruch wird wie folgt abgegolten: 

 
a) Alle Rats- und Ausschussmitglieder erhalten einen 

Regelstundensatz, es sei denn, dass sie ersicht-
lich keine finanziellen Nachteile erlitten haben. 
Der Regelstundensatz wird auf 10,00 EUR festge-
setzt. In keinem Fall darf der Verdienstausfaller-
satz den Betrag von 20,00 EUR je Stunde über-
schreiten. 

 
b) Unselbständigen wird im Einzelfall der den Regel-

stundensatz übersteigende Verdienstausfall ge-
gen entsprechenden Nachweis, z. B. durch Vorla-
ge einer Bescheinigung des Arbeitgebers, ersetzt. 

 
c) Selbständige können eine besondere Verdienst-

ausfallpauschale je Stunde erhalten,  
sofern sie einen den Regelsatz übersteigenden 
Verdienstausfall glaubhaft machen. Die Glaub-
haftmachung erfolgt durch eine schriftliche Erklä-
rung über die Höhe des Einkommens, in der die 
Richtigkeit der gemachten Angaben versichert 
wird. 

 
d) Personen, die einen Haushalt mit mindestens 2 

Personen, von denen mindestens eine ein Kind 
unter 14 Jahren oder eine anerkannt pflegebedürf-
tige Person nach SGB XI ist, oder einen Haushalt 
mit mindestens 3 Personen führen und nicht we-
niger als 20 Stunden je Woche erwerbstätig sind, 
erhalten für die Zeit der mandatsbedingten Abwe-
senheit vom Haushalt mindestens den Regelstun-
densatz. Auf Antrag werden statt des Regelstun-
densatzes die notwendigen Kosten für eine Ver-
tretung im Haushalt ersetzt. 

 
e) Entgeltliche Kindergeldbetreuungskosten, die au-

ßerhalb der Arbeitszeit aufgrund der  
mandatsbedingten Abwesenheit vom Haushalt 
notwendig werden, werden auf Antrag in Höhe der 
nachgewiesenen Kosten erstattet. Kinderbetreu-
ungskosten werden nicht erstattet bei Kindern, die 
das 14. Lebensjahr vollendet haben, es sei denn, 
besondere Umstände des Einzelfalles werden 
glaubhaft nachgewiesen. 

 
f) Stellvertretende Bürgermeisterinnen / Bürgermeis-

ter nach § 67 Abs. 1 GO NRW und Fraktionsvor-
sitzende – bei Fraktionen mit mindestens 10 Mit-
gliedern auch eine stellvertretende Vorsitzen-
de/ein stellvertretender Vorsitzender, mit mindes-
tens 20 Mitgliedern auch 2 stellvertretende Vorsit-
zende und mit mindestens 30 Mitgliedern auch 3 
stellvertretende Vorsitzende – erhalten neben den 
Entschädigungen, die den Ratsmitgliedern nach § 
45 GO NRW zustehen, eine Aufwandsentschädi-
gung nach Maßgabe der Entschädigungsverord-
nung (EntschVO) (§ 46 GO NRW). 

 

 
§ 11 

Auskunft- und Akteneinsichtsrecht 
 
Die Auskunfts- und Akteneinsichtsrechte richten sich nach 
§ 55 GO NRW. 
 

§ 12 
Bürgermeisterin/Bürgermeister 

 
(1) Geschäfte der laufenden Verwaltung gelten im Namen 

des Rates als auf die Bürgermeisterin/den Bürgermeis-
ter übertragen, soweit nicht der Rat sich oder einem 
Ausschuss für einen bestimmten Kreis von Geschäften 
oder für einen Einzelfall die Entscheidung vorbehält. 
Nähere Einzelheiten sind in der "Ordnung der Zustän-
digkeiten der Ausschüsse des Rates der Gemeinde 
Kalletal" festgelegt. 

 
Im Übrigen entscheidet die Bürgermeisterin/der Bür-
germeister nach pflichtgemäßem Ermessen darüber, 
welche Angelegenheiten als Geschäft der laufenden 
Verwaltung anzusehen sind, im Einzelfall bis zu einem 
Wert von 50.000,00 EUR. 

 
(2) Die Bürgermeisterin/der Bürgermeister wird über die 

ihr/ihm nach dem Gesetz obliegenden Aufgaben hinaus 
ermächtigt, 

 
a) über die nach gesetzlichen Vorschriften eingelegten 

Rechtsmittel zu entscheiden, 
 
b) Geldforderungen der Gemeinde bis zur Höhe von 

5.000,00 EUR im Einzelfall niederzuschlagen, 
 
c) Geldforderungen der Gemeinde bis zur Höhe von 

1.000,00 EUR im Einzelfall aus Billigkeitsgründen 
zu erlassen, 

 
d) Geldforderungen der Gemeinde bis zur Höhe von 

10.000,00 EUR für einen nicht begrenzten Zeitraum 
und Geldforderungen von 10.000,00 EUR bis 
15.000,00 EUR für eine Zeit von Monaten zu stun-
den. Bei Geldforderungen der Gemeinde aus Er-
schließungskosten (Straßenbaubeiträge, Erschlie-
ßungsbeiträge, Kanal- und Wasseranschlussbeiträ-
ge) kann der Bürgermeister unabhängig von der 
Höhe des Schuldbetrages und der Dauer der Stun-
dung entscheiden. 

 
e) Klage vor Gericht erheben, sofern der Streitwert den 

Betrag von 5.000,00 EUR nicht übersteigt, 
 
f) gerichtliche und außergerichtliche Vergleiche über 

Forderungen bis zu 5.000,00 EUR abzuschließen, 
 
g) über Unterschutzstellungen gemäß §§ 3 und 4 

DSchG zu entscheiden. 
 

§ 13 
Zuständigkeit für dienstrechtliche Entscheidungen 

 
(1) Gemäß § 73 Abs. 3 GO NRW trifft die Bürgermeiste-

rin/der Bürgermeister trifft die dienstrechtlichen und ar-
beitsrechtlichen Entscheidungen soweit gesetzlich 
nichts anderes bestimmt ist. 
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(2) Abweichend von Absatz 1 werden für Bedienstete in 

Führungspositionen Entscheidungen, die das beamten-
rechtliche Grundverhältnis oder das Arbeitsverhältnis 
einer/eines Bediensteten der Gemeinde verändern, 
durch den Haupt- und Finanzausschuss im Einverneh-
men mit der Bürgermeisterin/dem Bürgermeister getrof-
fen, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Da-
bei handelt es sich insbesondere um beamtenrechtliche 
Ernennungen, Entlassungen, Zurruhesetzungen und 
den Abschluss, die Änderung, die Kündigung oder die 
Aufhebung von Arbeitsverträgen. 

 
(3) Kommt ein Einvernehmen nicht zustande, kann der Rat 

die Entscheidung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder treffen. Kommt 
die Mehrheit nicht zustande, bleibt es bei der Personal-
kompetenz der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters. 

 
(4) Bedienstete in Führungspositionen sind die Kämme-

rin/der Kämmerer und die Fachbereichsleiterin-
nen/Fachbereichsleiter. 

 
§ 14 

Genehmigung von Rechtsgeschäften 
 
(1) Verträge der Gemeinde mit Mitgliedern des Rates oder 

der Ausschüsse sowie der Bürgermeisterin/dem Bür-
germeister und den leitenden Dienstkräften der Ge-
meinde bedürfend er Genehmigung des Rates. 

 
(2) Keiner Genehmigung bedürfen: 
 

a) Verträge, die auf der Grundlage feststehender Tari-
fe abgeschlossen werden, 

 
b) Verträge, denen der zuständige Ausschuss auf der 

Grundlage einer von der Gemeinde vorgenommene 
Ausschreibung zugestimmt hat, 

 
c) Verträge deren Abschluss ein Geschäft der laufen-

den Verwaltung (§ 41 Abs. 3 GO NRW) darstellt. 
 
(3) Leitende Dienstkräfte im Sinne dieser Vorschrift sind 

die Bürgermeisterin/der Bürgermeister, die Kämme-
rin/der Kämmerer und die Fachbereichsleiterinnen / 
Fachbereichsleiter. 

 
§ 15 

Öffentliche Bekanntmachungen 
 
(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Gemeinde Kalletal, 

die durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, werden 
vollzogen im "Kreisblatt – Amtsblatt des Kreises Lippe 
und seiner Städte und Gemeinden –". Die öffentliche 
Bekanntmachung ist mit dem Ablauf des Erscheinungs-
tages des Kreisblattes vollzogen. 

 
(2) Ist durch Rechtsvorschrift eine öffentliche oder ortsübli-

che Bekanntmachung angeordnet, soll deren Inhalt zu-
sätzlich im Internet veröffentlicht werden (§ 27a VwVfG 
NRW). Dies wird dadurch bewirkt, dass der Inhalt der 
Bekanntmachung auf der Internetseite der Gemeinde 
Kalletal zugänglich gemacht wird. Bezieht sich die Be-
kanntmachung auf zur Einsicht auszulegende Unterla-
gen, sollen auch diese über das Internet zugänglich 
gemacht werden. Soweit durch Rechtsvorschrift nichts 
anderes geregelt ist, ist der Inhalt der zur Einsicht aus-
gelegten Unterlagen maßgeblich.  

 
In der öffentlichen oder ortsüblichen Bekanntmachung 
ist die Internetseite anzugeben. 

 
(3) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ratssitzungen werden 
 

• durch Aushang an der Bekanntmachungstafel 
im Rathaus (Neubau), Rintelner Straße 3, 
32689 Kalletal, 

 
und 
 
• durch Aushang im gemeindlichen Bekanntma-

chungskasten am Rathaus (Altbau), Rintelner 
Straße 3, 32689 Kalletal, 

 
öffentlich bekannt gemacht. 

 
Bei der Bestimmung der Dauer des Aushangs sind die 
in der Geschäftsordnung festgelegten Ladungsfristen 
zu beachten. Auf den einzelnen Bekanntmachungen 
sind der Zeitpunkt des Aushangs und der Zeitpunkt der 
Abnahme zu bescheinigen. Die Abnahme darf frühes-
tens am Tage nach der Ratssitzung erfolgen. 

 
(4) Ist eine öffentliche Bekanntmachung in der durch Ab-

satz 1 festgelegten Form infolge höherer Gewalt oder 
sonstiger unabwendbarer Ereignisse nicht möglich, so 
erfolgt die Bekanntmachung ersatzweise 

 
• durch Aushang an der Bekanntmachungstafel 

im Rathaus (Neubau), Rintelner Straße 3, 
32689 Kalletal, 

 
und 
 
• durch Aushang im gemeindlichen Bekanntma-

chungskasten am Rathaus (Altbau), Rintelner 
Straße 3, 32689 Kalletal. 

 
Ist der Hinderungsgrund entfallen, wird die öffentliche 
Bekanntmachung nach Absatz 1 unverzüglich nachge-
holt. 

 
§ 16 

Inkrafttreten 
 
Diese Hauptsatzung tritt mit dem Tage nach der Bekannt-
machung in Kraft. Gleichzeitig tritt die frühere Hauptsat-
zung vom 29.10.1999 in der Fassung der 14. Änderung 
vom 12.12.2014 außer Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende Hauptsatzung der Gemeinde Kalletal vom 
30. Januar 2015 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Hinweis nach § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung NRW: 
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Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein – Westfalen (GO NRW) beim Zustan-
dekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet  
 

oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung der Haupt-
satzung der Gemeinde Kalletal vom 30. Januar 2015 ist auf 
der Internetseite der Gemeinde Kalletal 
(www.kalletal.de/bekanntmachungen) einsehbar.  
 
Kalletal, den 30. Januar 20145 
 
In Vertretung: 
 
 
(Fischer)  

Kr.Bl.Lippe 10.02.2015 
 
 
 
50 1. Berichtigung des Flächennutzungsplanes 

der Gemeinde Kalletal zum vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan Nr. 08/16 "Sondergebiet 
Aldi-Markt", Hohenhausen (Römer-
weg/Fassensteg) 

 
Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Kalletal wird gem. 
§ 13a Abs. 2 Nr. 2 Baugesetzbuch (BauGB) im Wege der 
Berichtigung an die Festsetzungen des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes Nr. 08/16 "Sondergebiet Aldi-Markt", 
Hohenhausen, angepasst. Mit der 1. Berichtigung wird die 
Darstellung einer Gemischten Baufläche durch die Darstel-
lung eines Sondergebietes "Großflächiger Einzelhandel" 
ersetzt. 
 
Der Rat der Gemeinde Kalletal hat in seiner Sitzung am 
04.09.2014 den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 
08/16 "Sondergebiet Aldi-Markt", Hohenhausen, gem. § 10 
Baugesetzbuch als Satzung beschlossen  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der vom Rat der Gemeinde Kalletal am 04.09.2014 im be-
schleunigten Verfahren gemäß § 13a Baugesetzbuch als 
Satzung beschlossene o. g. Bebauungsplan wurde gem. § 
10 (3) Baugesetzbuch am 10.12.2014 im Kreisblatt – 
Amtsblatt des Kreises Lippe und seiner Städte und Ge-
meinden – öffentlich bekannt gemacht. Mit dieser Be-
kanntmachung ist der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
in Kraft getreten. 
 
Die Berichtigung stellt einen redaktionellen Vorgang dar, 
auf den die Vorschriften über die Aufstellung von Bauleit-
plänen keine Anwendung finden. Sie erfolgt ohne Öffent-
lichkeits- und Behördenbeteiligung, beinhaltet keinen Um-
weltbericht und bedarf nicht der Genehmigung. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die 1. Berichtigung des Flächennutzungsplanes wird hier-
mit hiermit öffentlich bekannt gemacht. Mit der Bekanntma-
chung wird die 1. Berichtigung des Flächennutzungsplanes 
wirksam. 
 
Lage und Umfang des Gebietes sind aus dem in dieser 
Bekanntmachung abgedruckten Planausschnitt ersichtlich.  
 
Die 1. Berichtigung des Flächennutzungsplanes wird im 
Fachbereich Planen und Bauen der Gemeinde Kalletal – 
Herforder Str. 11, 32689 Kalletal, während der allgemeinen 
Dienststunden auf Dauer zu jedermanns Einsicht bereitge-
halten. Über den Inhalt der Berichtigung wird auf Verlangen 
Auskunft erteilt.   
 
Hinweise: 
1. Unbeachtlich werden gem. § 215 BauGB  

1. eine nach 214 Abs. 1 Satz 1 bis 3 beachtliche Ver-
letzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 be-
achtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplanes und des Flächennut-
zungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs,  

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung des Flächennutzungsplanes oder der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn 
Fehler nach § 214 Abs. 2 a beachtlich sind. 
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2. Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) kann gegen Satzungen, sonstige 
ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungsplä-
ne gem. § 7 Abs. 6 GO NRW nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt. 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bekannt-
machung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 
ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht wor-
den, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde Kalletal vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung der 1. Be-
richtigung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Kal-
letal ist auf der Internetseite der Gemeinde Kalletal 
www.kalletal.de/Bekanntmachungen einsehbar. 
 
Kalletal, den  27.01.2015 
Der Bürgermeister 
in Vertretung 
 
 
gez. Mario Hecker 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2015 
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Stadt Lage 
 
51 Pflichtprüfung des Städt. Abwasserbetriebs 

Lage für das Geschäftsjahr 2013 
 
Der Rat der Stadt Lage hat in seiner Sitzung am 17. De-
zember 2014 den Jahresabschluss und den Lagebericht 
zum 31. Dezember 2013 festgestellt und über die Gewinn-
verwendung wie folgt beschlossen: 
 
"Der Jahresgewinn wird mit einer Höhe von 1.532.772,76 
Euro festgestellt. 
 
Er wird in Höhe von 1.032.772,76 Euro an die Stadt Lage 
ausgeschüttet und in Höhe von 500.000 € auf neue Rech-
nung vorgetragen.“ 
 
Jahresabschluss und Lagebericht werden hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. Sie werden bis zur Feststellung des Jah-
resabschlusses 2014 bei der Stadt Lage, Bergstraße 6 (Ci-
ty-Center 1. OG), Zimmer 406, 32791 Lage, während der 
allgemeinen Öffnungszeiten zur Einsichtnahme verfügbar 
gehalten. 
 
Der abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt 
NRW über die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichtes lautet wie folgt: 
 

Abschließender Vermerk der GPA NRW 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer des Städtischen Abwasserbetriebs Lage. Zur 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2013 
hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Concunia 
GmbH, Münster, bedient. 
 
Diese hat mit Datum vom 26.08.2014 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt. 
 
„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz 
und Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht des 
Städtischen Abwasserbetriebs Lage für das Wirtschaftsjahr 
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2013 geprüft. Die Buch-
führung und die Aufstellung von Jahresabschluss und La-
gebericht nach den gemeinderechtlichen Vorschriften von 
Nordrhein-Westfalen und den ergänzenden Bestimmungen 
der Satzung liegen in der Verantwortung der Betriebslei-
tung der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung. Unsere Auf-
gabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten 
Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter 
Einbeziehung der Buchführung sowie über den Lagebericht 
abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 106 GO 
NRW und entsprechend § 317 HGB unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen 
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswir-
ken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden.  
 

 
Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Tätigkeit und über das wirtschaftliche 
und rechtliche Umfeld der eigenbetriebsähnlichen Einrich-
tung sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berück-
sichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit 
des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahres-
abschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung 
der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der we-
sentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung der eigen-
betriebsähnlichen Einrichtung sowie die Würdigung der 
Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung ei-
ne hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung 
bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Best-
immungen der Satzung und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der eigenbetriebsähnlichen 
Einrichtung. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jah-
resabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung und 
stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar." 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Concunia GmbH ausgewertet und eine 
Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt 
dabei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich. 
 

 
 
Aufgrund des § 26 Abs. 4 der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der zur Zeit geltenden 
Fassung wird hiermit die Feststellung des Jahresabschlus-
ses, die Verwendung des Jahresgewinns sowie der Prü-
fungsvermerk der Gemeindeprüfungsanstalt NRW veröf-
fentlicht. 
 
Lage, den 26.01.2015 
 
 
gez. Liebrecht 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2015 
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52 Haushaltssatzung der Stadt Lage für das 

Haushaltsjahr 2015 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der derzeit gültigen 
Fassung hat der Rat der Stadt Lage mit Beschluss vom 
17.12.2014 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2015, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Stadt Lage voraussichtlich 
erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen so-
wie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszah-
lungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen 
enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit    
dem Gesamtbetrag der Erträge auf            68.784.530 EUR 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf   
               68.754.110 EUR 
 
im Finanzplan mit  
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der laufenden 
Verwaltungstätigkeit 
auf                65.651.480 EUR 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der laufenden 
Verwaltungstätigkeit 
auf                65.649.460 EUR 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitions-
tätigkeit auf                 4.135.600 EUR 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitions-
tätigkeit auf                 8.969.000 EUR 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzie-
rungstätigkeit auf              11.449.900 EUR 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzie-
rungstätigkeit auf                7.419.000 EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investi-
tionen erforderlich ist, wird auf              5.595.000 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der 
zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird auf              1.308.000 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Eine Inanspruchnahme des Eigenkapitals soll nicht erfol-
gen. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung  
in Anspruch genommen werden dürfen, 
wird auf              50.000.000 EUR 
festgesetzt. 
 
 

 
§ 6 

 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2015 wie folgt festgesetzt: 
 
1.  Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
 (Grundsteuer A) auf 220 v. H. 
1.2 für die Grundstücke 
 (Grundsteuer B) auf  423 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer auf  418 v. H. 
 

§ 7 
 
Nach dem Haushaltssicherungskonzept ist der Haushalt-
sausgleich im Jahr 2015 wieder hergestellt. Die dafür im 
Haushaltssicherungskonzept enthaltenen Konsolidie-
rungsmaßnahmen sind bei der Ausführung des Haushalts-
plans umzusetzen. 
 

§ 8 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage 
beruhen, sind im Sinne des § 83 Abs. 2 GO NRW erheb-
lich, wenn sie im Einzelfall mehr als 50.000 EUR betragen. 
Diese Grenze gilt nicht für auf gesetzlicher Grundlage be-
ruhende Mehraufwendungen/-auszahlungen, die aus er-
zielten Mehrerträgen/ -einzahlungen resultieren. 
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen 
und Auszahlungen sind erheblich, wenn sie im Einzelfall 
den Betrag von 25.000 EUR überschreiten. 
Bei Überschreitung dieser Beträge ist gemäß § 83 Abs. 2 
GO NRW die vorherige Zustimmung des Rates erforder-
lich. 
 
Die Ansätze folgender Sachkonten sind gegenseitig de-
ckungsfähig: 
 
• Personal- und Versorgungsaufwendungen 
 
• Produktsachkonten mit einem Ansatz bis einschließlich 

2.000 EUR der Ergebnispositionen „Aufwendungen für 
Sach- und Dienstleistungen“, „Transferaufwendungen“ 
und „sonstige ordentliche Aufwendungen“ innerhalb ei-
nes Produkts/Unterprodukts 

 
• die im Produktbereich 3 vorhandenen Sachkonten 

5255000, 5255100, 5271000 und 5279000 je Pro-
dukt/Unterprodukt 

 
• die in diversen Produkten versorgten Sachkonten 

5255000 und 5255100 / 5255101 - X105 bzw. 5255110 
und 5255200 

 
• die Produktsachkonten 001 006 001   5431010 - ....15 

(Bürobedarf)  
 
• die Aufwendungen für Versicherungen (Sachkonten 

5441000 - X020) 
 
• die Aufwendungen zur Erarbeitung von Handlungsan-

sätzen gegen den demographischen Wandel und für 
das LEADER-Projekt 
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• die in den Produkten 001 014 004, 016 001 002 und 

016 001 003 enthaltenen Zinsaufwendungen sowie 
Zahlungsverpflichtungen aus Zinsderivaten  

 
• die Ansätze 013 001 001 5242000 und 5291020 (Un-

terhaltung der Friedhofsanlagen einschließlich Kosten-
erstattung an private Unternehmer/Kostenerstattung an 
private Unternehmer für Bestattungen) 

 
• die Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 

(nach Aufgabenbereichen getrennt) 
 
• die Ansätze aller mit Aufwandskonten verbundenen 

Auszahlungskonten sowie - in einem gesonderten De-
ckungskreis - die Auszahlungs-Ansätze für die Til-
gung/Umschuldung von Krediten  

 
• getrennt veranschlagte, investive Ansätze für gleicharti-

ge Hochbaumaßnahmen des Fachteams Gebäudema-
nagement sind gegenseitig deckungsfähig. 

 
Außerdem sind die Sachkonten folgender Erträge / Einzah-
lungen und Aufwendungen / Auszahlungen „unecht“ de-
ckungsfähig: 
 
Mehrerträge aus Versicherungsleistungen fließen den kor-
respondierenden Aufwandspositionen zu. 
 
Mehrerträge aus Entgelten für die Übermittagsversorgung 
in Tageseinrichtungen für Kinder (Bildungs- und Teilhabe-
paket) erhöhen die korrespondierenden Aufwandspositio-
nen. 
 
Mehrerträge aus Zuwendungen für Familienzentren fließen 
den entsprechenden Aufwandspositionen zu. 
 
Mehrerträge/-einzahlungen aus Teilnehmerbeiträgen für 
Freizeiten, Fahrten, Ferienspiele und Ferienaktionen der 
offenen Kinder- und Jugendarbeit sind deckungsfähig zu-
gunsten der entsprechenden Aufwendun-
gen/Auszahlungen. 
 
Mehrerträge/-einzahlungen aus dem Sponsoring von 
Stadtmarketing-Veranstaltungen erhöhen den Ansatz der 
Produktsachkonten 015 001 001 5279000/7279000 
„Stadtmarketing“. 
 

§ 9 
 
Die Wertgrenze nach § 4 Abs. 4 Satz 2 Gemeindehaus-
haltsverordnung NRW für Investitionen, die in den Teilfi-
nanzplänen und -rechnungen gesondert darzustellen sind, 
wird auf 25.000 € festgesetzt.  
 

§ 10 
 
Rechtsfolge bei Stellen mit einem kw- bzw. ku-Vermerk: 
 
kw - Vermerk:  Die Stelle kommt bei Ausscheiden des 

Stelleninhabers in Fortfall. 
ku - Vermerk:  Die Stelle ist nach Ausscheiden des  

Stelleninhabers umzuwandeln. 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung  
 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für 
das Haushaltsjahr 2015 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß 
§ 80 Abs. 5 GO NRW dem Landrat des Kreises Lippe in 
Detmold als untere staatliche Verwaltungsbehörde mit 
Schreiben vom 09.01.2015 angezeigt worden. 
 
Die nach § 76 Absatz 2 GO NRW erforderliche Genehmi-
gung des fortgeschriebenen Haushaltssicherungskonzepts 
ist vom Landrat des Kreises Lippe als untere staatliche 
Verwaltungsbehörde mit Verfügung vom 27.01.2015 erteilt 
worden. 
 
Die Haushaltssatzung wird während der allgemeinen Öff-
nungszeiten (montags bis freitags von 8.00 Uhr bis 12.00 
Uhr, außerdem montags von 14.00 Uhr bis 16.30 Uhr und 
donnerstags von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr) im Fachteam 
Zentrale Finanzbuchhaltung, Beteiligungen der Stadt Lage, 
Bergstraße 6 (City-Center, 1.OG), Büro 408, bis zur Fest-
stellung des dem Haushaltsjahr folgenden Jahresabschlus-
ses zur Einsichtnahme verfügbar gehalten. 
 
Hinweis  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige fehlt 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechts-vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung der Haus-
haltssatzung der Stadt Lage für das Haushaltsjahr 2015 
vom 17.12.2014 ist auf der Internetseite der Stadt Lage 
„www.lage.de/Aktuelles/Bekanntmachungen“ einsehbar. 
 
Lage, den 02. Februar 2015 
 
In Vertretung 
 
 
gez. Paulussen 
Beigeordneter 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2015 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
53 Allgemeine Vorschrift der Alten Hansestadt 

Lemgo für die Ausbildungsverkehr-Pauschale 
nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW vom 
14.07.2011 in der 2. geänderten Fassung vom 
29.01.2015 

 
Präambel 
 
Die Aufgabenträger des öffentlichen Personennahverkehrs 
(ÖPNV) erhalten ab dem Jahr 2011 eine jährliche Ausbil-
dungsverkehr-Pauschale vom Land Nordrhein-Westfalen 
nach § 11a Abs. 1 ÖPNVG NRW. Gemäß § 11a Abs. 2 
ÖPNVG NRW soll die Verwendung eines Teils dieser Mittel 
auf der Grundlage einer allgemeinen Vorschrift nach Art. 3 
Abs. 2 Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 erfolgen. Nach Art. 
2 lit. l) Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 ist eine allgemeine 
Vorschrift eine Maßnahme, die diskriminierungsfrei für alle 
öffentlichen Personenverkehrsdienste derselben Art in ei-
nem bestimmten geografischen Gebiet gilt, das im Zustän-
digkeitsbereich einer zuständigen Behörde liegt. 
Als allgemeine Vorschrift in diesem Sinne regelt diese Sat-
zung die Einzelheiten der Weiterleitung der dem Kreis als 
Aufgabenträgern des ÖPNV zugewiesenen Ausbildungs-
verkehr-Pauschale an die in seinem Zuständigkeitsbereich 
tätigen Verkehrsunternehmen gemäß § 11a Abs. 2 ÖPNVG 
NRW. Damit gewährt die Stadt gemäß § 11a Abs. 2 Satz 1 
ÖPNVG NRW einen Ausgleich zu den Kosten, die bei der 
Beförderung von Personen mit Zeitfahrausweisen des 
Ausbildungsverkehrs im Straßenbahn, O-Busverkehr oder 
Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen gemäß §§42, 43 Nr. 2 
PBefG entstehen und nicht durch entsprechende Fahr-
geldeinnahmen gedeckt werden. Die Weiterleitung dieser 
Mittel dient der nachhaltigen Absicherung des Schüler- und 
Ausbildungsverkehrs im ÖPNV. 
Der Rat der Alten Hansestadt Lemgo hat aufgrund des § 7 
Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 durch Beschluss am 14.07.2011 folgende Sat-
zung erlassen, zuletzt geändert durch die 2. Änderungssat-
zung in der Sitzung des Rates am 15.12.2014 
 
1. Rechtsgrundlagen, Rechtsform, Zuständigkeit 
 
1.1 Rechtsgrundlagen 
 
Diese allgemeine Vorschrift beruht auf § 11a Abs. 2 
ÖPNVG NRW i.V.m. Art. 3 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1370/2007. 
 
1.2 Rechtsform 
 
Diese allgemeine Vorschrift ergeht als Satzung der Alten 
Hansestadt Lemgo gemäß § 7 Abs. 1 GO NRW 
 
1.3 Zuständigkeit / Aufgabenträger als zuständige 

Behörde 
 
Zuständige Behörde i.S.d. Art. 2 lit. b) und l) VO (EG) Nr. 
1370/2007 für den Erlass und die Durchführung der allge-
meinen Vorschrift ist die Stadt Lemgo als Aufgabenträger 
des ÖPNV gemäß § 3 Abs. 1 ÖPNVG NRW. Soweit in die-
ser Satzung von der zuständigen Behörde die Rede ist, ist 
damit die Alte Hansestadt Lemgo als die diese Satzung er-
lassende Aufgabenträgerin gemeint.  
 
 

 
1.4 Zuständigkeit infolge Delegation  
 
Soweit der hiesigen zuständigen Behörde künftig im Rah-
men von Delegationsvereinbarungen gemäß § 23 Abs. 1 1. 
Alt. GkG NRW die Zuständigkeit nach § 11a Abs. 2 
ÖPNVG NRW bezogen auf bestimmte Li-
nien/Linienabschnitte oder ein bestimmtes Gebiet übertra-
gen wird, gelten die Regelungen dieser allgemeinen Vor-
schrift entsprechend. 
 
Soweit die hiesige zuständige Behörde künftig im Rahmen 
von Delegationsvereinbarungen gemäß § 23 Abs. 1 1. Alt. 
GkG NRW die Zuständigkeit nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG 
NRW bezogen auf bestimmte Linien/¬Linienabschnitte oder 
ein bestimmtes Gebiet auf eine andere Behörde überträgt, 
finden die Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift darauf 
keine Anwendung. 
 
2  Geltungsbereich 
 
2.1  Geografischer Geltungsbereich 
 
Diese allgemeine Vorschrift gilt im gesamten Gebiet (räum-
licher Zuständigkeitsbereich) der Alten Hansestadt Lemgo 
sowie aufgrund von Delegationsvereinbarungen gemäß 
Ziffer 1.4 auch für den hierdurch begründeten Zuständig-
keitsbereich. 
 
2.2  Einbezogene Arten von Verkehrsdiensten und 
 Definition der Leistungseinheiten sowie Linien
 bündel 
 
2.2.1  Einbezogene Arten von Verkehrsdiensten. 
 
Diese allgemeine Vorschrift gilt für alle Linienverkehre nach 
§ 42 und § 43 Nr. 2 PBefG im Zuständigkeitsbereich der 
zuständigen Behörde (Ziff. 2.1), soweit es sich dabei um 
öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) gemäß § 8 Abs. 
1 und Abs. 2 PBefG handelt. Hiervon umfasst sind auch 
Linienverkehre, die als Bedarfsverkehre betrieben werden. 
Maßgeblich ist die im jeweiligen Genehmigungsbescheid 
ausgewiesene Verkehrsform. 
Hinsichtlich der durch Delegation begründeten Zuständig-
keit bezieht sich die Geltung der allgemeinen Vorschrift auf 
die in Ziff. 1.4 genannten Verkehre. 
 
2.2.2  Definition der Leistungseinheiten 
 
Im Rahmen dieser allgemeinen Vorschrift werden die ein-
bezogenen Verkehrsdienste eines Betreibers (Ziff. 2.2.1) 
getrennt nach unterschiedlichen Leistungseinheiten be-
trachtet, d.h. sowohl die Berechnung der Anteile an Mitteln 
nach § 11a Abs. 2 Satz 1 ÖPNVG NRW (Ziff. 6) als auch 
die Parametrisierung (Ziff. 7) und Überkompensationskon-
trolle (Ziff. 8) werden für diese Leistungseinheiten getrennt 
vorgenommen. Die Leistungseinheit wird für diese Zwecke 
wie folgt definiert:  
 
- Gemeinwirtschaftliche Linienverkehre, für die der 

Betreiber einen öffentlichen Dienstleistungsauftrag 
im Sinne der VO (EG) Nr. 1370/2007 erhalten hat 
und für die er Inhaber der personenbeförderungs-
rechtlichen Genehmigungen bzw. Erlaubnisse bzw. 
der Betriebsführer ist (vgl. Ziff. 4.1), stellen jeweils 
eine zusammenhängende Leistungseinheit dieses 
Betreibers dar. 
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- Eigenwirtschaftliche Linienverkehre des Betreibers 

innerhalb des Zuständigkeitsgebiets der hiesigen 
zuständigen Behörde werden als zusammenhän-
gende Leistungseinheit des Betreibers angesehen. 

 
2.2.3  Definition „Linienbündel“ und „Linie“ bzw.  
 „einzelne Linien“ 
 
2.2.3.1  Linienbündel 
Im Rahmen des Antrags- und Bewilligungsverfahrens nach 
Ziff. 10 erfolgt die Aufschlüsselung der maßgeblichen Da-
ten für die einzelnen Leistungseinheiten (Ziff. 2.2.2), diffe-
renziert nach Linienbündeln / Linien. Linienbündel / Linien 
werden für diese Zwecke wie folgt definiert:  
 
a) Linienbündel im engeren Sinne 

Ein Linienbündel liegt in folgenden Fällen vor: 
 

- wenn dem Betreiber Genehmigungen nach § 9 
Abs. 2 PBefG „gebündelt“ erteilt wurden oder 

 
- wenn der maßgebliche Nahverkehrsplan Li-

nienbündel definiert und das jeweilige Bündel 
ausschließlich von einem Betreiber bedient 
wird, der für alle Linien des Bündels Inhaber 
der personenbeförderungsrechtlichen Geneh-
migungen bzw. Erlaubnisse bzw. der Betriebs-
führung ist (vgl. Ziff. 4.1). Als ein Betreiber gilt 
auch eine Gemeinschaft mehrerer Unterneh-
men, wenn die fraglichen Verkehre aufgrund 
von Gemeinschaftskonzessionen bedient wer-
den (vgl. Ziff. 4.1). 

 
b) Vorhandene Netze als Linienbündel im weiteren 

Sinne 
Definiert der maßgebliche Nahverkehrsplan keine 
Linienbündel bzw. liegt keine „gebündelte“ Geneh-
migung nach § 9 Abs. 2 PBefG vor, so wird ein vor-
handenes Verkehrsnetz als ein Linienbündel be-
handelt, insbesondere bei Linien, die wirtschaftliche 
und/oder verkehrliche Verflechtungen i. S. d. § 9 
Abs. 2 PBefG aufweisen. In diesem Fall legt der Be-
treiber mit Antragstellung (Ziff. 10.1) die Bündelung 
der betreffenden Linien dar. Wenn die zuständige 
Behörde dem nicht binnen vier Wochen wider-
spricht, gilt ihre Zustimmung zu dieser gebündelten 
Betrachtung als erteilt. Buchstabe c) gilt auch für 
diesen Fall. 

 
c) Teile von Linienbündeln 

Bei gemischten Linienbündeln (Bedienung eines Li-
nienbündels bzw. eines vorhandenen Netzes durch 
mehrere Betreiber) werden die jeweils von einem 
Betreiber bedienten Linien dieses Bündels als ein 
Linienbündel behandelt. 

 
2.2.3.2  Einzelne Linien 
Liegt kein Linienbündel i.S.d Ziff. 2.2.3.1 lit. a) bis c) vor, 
werden die Linienverkehre eines Betreibers jeweils einzeln 
betrachtet.  
 
3. Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung der Betrei-

ber  
 
Gemäß Art. 4 Abs. 1 lit. a) VO (EG) Nr. 1370/2007 wird die 
gemeinwirtschaftliche Verpflichtung der Betreiber in dieser 
allgemeinen Vorschrift wie folgt definiert: 
 

 
3.1  Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung: Höchst- 
 tarif für Zeitfahrausweise für Auszubildende 
 
Alle Betreiber im Anwendungsbereich der allgemeinen 
Vorschrift sind verpflichtet, bei den Zeitfahrausweisen des 
Ausbildungsverkehrs die nachstehenden Höchsttarife nicht 
zu überschreiten. Der Höchsttarif ergibt sich als Ermäßi-
gung der Zeitfahrausweise des Ausbildungsverkehrs nach 
den Festlegungen der Ziffer 3.2 bzw. 3.5. Er gilt für die 
Fahrgastgruppe der Auszubildenden (Ziff. 3.4). 
 
3.2  Festlegung des Höchsttarifs / Zeitfahrausweise 
 des Ausbildungsverkehrs 
 
Der Höchsttarif für Zeitfahrausweise des Ausbildungsver-
kehrs wird wie folgt festgelegt: 
Es gelten die jeweiligen im Tarif „Der Sechser“ 
(http://www.owlverkehr.de/owlv/dl/-tarifbedingungen/01_ 
Tarifheft.pdf) gemäß Ziff. 6.8 der Tarifbestimmungen fest-
gelegten Preise der Zeitfahrausweise des Ausbildungsver-
kehrs einschließlich des Semestertickets gemäß Ziff. 7.4 
der Tarifbestimmungen als einzuhaltender Höchsttarif. 
 
3.3  Referenztarife und Ermäßigungen 
 
Als Referenztarif für das Monatsticket des Ausbildungsver-
kehrs wird das Monatsticket Jedermann festgelegt. Die zu 
gewährende Ermäßigung des Monatstickets des Ausbil-
dungsverkehrs beträgt mindestens 20,01 % gegenüber den 
Preisen des Monatstickets Jedermann der jeweiligen 
Preisstufe. Die Nutzungsbedingungen des Monatstickets 
des Ausbildungsverkehrs (zeitliche und räumliche Gültig-
keit) sind identisch.  
Andere Zeitfahrausweise des Ausbildungsverkehrs haben 
unter Berücksichtigung von Nutzbarkeitsunterschieden eine 
Ermäßigung von mindestens 22,01 % zu gewähren. 
Nutzbarkeitsunterschiede sind in einem Vermerk dargelegt 
(Anlage), in dem nachvollziehbar nachgewiesen ist, dass 
die geforderte Mindestermäßigung für die dort aufgeführten 
Tickets im Vergleich zum Referenzticket erfüllt ist. 
Soweit die zuständige Behörde feststellt, dass die Ermäßi-
gung nicht eingehalten wird, wird ein Ausgleich nur inso-
weit gewährt, als Tarife, die den Anforderungen an die 
Mindest-Ermäßigung entsprechen, nicht überschritten wer-
den.  
Die Mindest-Ermäßigung bezieht sich auf den Referenztarif 
in der jeweiligen Preisstufe. 
 
3.4  Begünstigter Personenkreis/Bestimmung des 
 Kreises der Auszubildenden 
 
Als Auszubildende gelten die im Tarif „Der Sechser“ zum 
jeweils gültigen Stand zur Nutzung von Zeitfahrausweisen 
des Ausbildungsverkehrs berechtigten Personen gem. 
6.8.1 der Tarifbestimmungen. 
 
3.5  Übergangs , Anerkennungs- und Haustarife 
 
Für Übergangs , Anerkennungs- und Haustarife der Ver-
kehrsunternehmen, die außerhalb des Geltungsbereichs 
des Verbundtarifs „Der Sechser“ angeboten werden, gelten 
die vorgenannten Bestimmungen sinngemäß.  
Der hierbei für die Zeitfahrausweise des Ausbildungsver-
kehrs in Bezug genommene Referenztarif muss marktfähig 
sein. Dies ist dann gewährleistet, wenn er für vergleichbar 
lange Strecken und vergleichbaren Nutzungsmöglichkeiten 
keine höheren Preise vorsieht als der Verbundtarif „Der 
Sechser“.  
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Andernfalls hat das Verkehrsunternehmen die Marktfähig-
keit vollumfänglich zu beweisen. Gelingt dies nicht, so ist 
der Referenztarif auf ein marktfähiges Niveau zu begren-
zen. 
 
3.6  Nachweis von Mindestermäßigungen 
 
Mit Antragstellung (Ziff. 10.1) hat der Betreiber der zustän-
digen Behörde seine Zeitfahrausweise des Ausbildungs-
verkehrs zu nennen und das Bestehen von Mindest-
Ermäßigungen nachzuweisen. Die zuständige Behörde legt 
die hierfür maßgeblichen Referenztarife und Mindest-
Ermäßigungen fest und prüft die Einhaltung der Bestim-
mungen dieser allgemeinen Vorschrift entsprechend Ziff. 
3.3. 
 
4  Weitere Voraussetzungen für die Gewährung 
 der Mittel 
 
4.1  Kreis der Antragsberechtigten / Betreiber 
 
Antragsberechtigt sind Verkehrsunternehmer nach § 3 
PBefG, die Verkehre i.S.d. Ziff. 2.2.1 betreiben (Betreiber). 
Betreiber ist die natürliche oder juristische Person, die In-
haber von Liniengenehmigungen oder einstweiligen Er-
laubnissen nach PBefG ist oder die Betriebsführer gemäß 
§ 2 Abs. 2 Nr. 3 PBefG ist. 
Im Fall von Gemeinschaftskonzessionen sind die Gemein-
schaftskonzessionäre jeweils anteilig entsprechend ihres 
Leistungsanteils in Wagenkm antragsberechtigt, wenn nicht 
die Betriebsführung gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 3 PBefG auf ei-
nen Betreiber übertragen ist.  
Im Fall der Betriebsführungsübertragung ist nur der Be-
triebsführer, nicht auch der Genehmigungsinhaber an-
tragsberechtigt.  
 
4.2  Anwendung/Anerkennung von Gemein- 

schafts-, Übergangs- und landesweiten Tarifen 
 
Der Ausgleich wird gemäß § 11a Abs. 2 Satz 3 Halbs. 1 
ÖPNVG NRW nur Betreibern gewährt, die auf ihren Linien-
verkehren in dem Jahr, für das der Ausgleich begehrt wird 
(Bewilligungsjahr), die gültigen Gemeinschaftstarife in ihrer 
jeweils geltenden Fassung (insbesondere Tarif „Der Sech-
ser“ der OWL Verkehr GmbH) und Übergangstarife sowie 
den landesweiten Tarif gemäß § 5 Abs. 3 ÖPNVG NRW 
anwenden oder  zumindest anerkennen. Sollte in dem be-
treffenden Jahr die dem Betreiber erteilte Genehmigung 
bzw. Erlaubnis (Ziff. 4.1) nicht während des gesamten Jah-
res gelten, so gilt die Anforderung nach Satz 1 nur für die 
Dauer der jeweiligen Genehmigung bzw. Erlaubnis.  
 
4.3  Weitere Anforderungen 
 
4.3.1  Anreizregelung  
 
Gemäß der Anreizregelung nach Ziff. 9 setzt die Gewäh-
rung von Mitteln nach dieser allgemeinen Vorschrift voraus, 
dass die Fahrgäste der Betreiber auf den vom Geltungsbe-
reich dieser allgemeinen Vorschrift umfassten Linienver-
kehren die Mobilitätsgarantie NRW nutzen können.  
 
4.3.2  Verkehrsdienste gemäß personenbeförde
 rungsrechtlicher Genehmigungen  
 
 
 
 

 
Voraussetzung für die Gewährung des Ausgleichs ist fer-
ner, dass der Betreiber die von ihm betriebenen und vom 
Geltungsbereich der allgemeinen Vorschrift umfassten Li-
nienverkehre im Bewilligungsjahr gemäß den ihm erteilten 
personenbeförderungsrechtlichen Genehmigungen bzw. 
Erlaubnissen einschließlich Zustimmungen zum Fahrplan 
durchführt.  
 
5.  Ausgleich 
 
5.1  Gewährung eines finanziellen Ausgleichs 
 
Nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift werden den 
Betreibern gemäß § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW Mittel als 
Ausgleich zu den Kosten gewährt, die bei der Beförderung 
von Personen mit Zeitfahrausweisen des Ausbildungsver-
kehrs im Straßenbahn , O-Busverkehr oder Linienverkehr 
mit Kraftfahrzeugen gemäß §§ 42, 43 Nr. 2 PBefG entste-
hen und nicht durch entsprechende Fahrgeldeinnahmen 
gedeckt werden, und zwar zur Kompensation der finanziel-
len Auswirkungen nach Art. 3 Abs. 2 VO (EG) Nr. 
1370/2007 auf die Kosten und Einnahmen, die auf die Er-
füllung der tariflichen Verpflichtungen nach Ziff. 3 zurückzu-
führen sind. 
Der Ausgleich wird jeweils auf ein Kalenderjahr bezogen 
bewilligt (Bewilligungsjahr = Durchführungszeitraum). 
 
5.2  Kein Anspruch auf Vollkompensation 
 
Diese allgemeine Vorschrift begründet keinen Anspruch auf 
Vollkompensation des finanziellen Nettoeffekts nach Art. 3 
Abs. 2, Art. 4 Abs. 1 und Art. 6 Abs. 1 i.V.m. dem Anhang 
der VO (EG) Nr. 1370/2007. Ferner besteht nach dieser 
allgemeinen Vorschrift kein Anspruch auf Vollausgleich der 
Kosten nach Ziff. 5.1. 
 
5.3  Begrenzung des Ausgleichs 
 
Als Ausgleich (Ziff. 5.1) erhält der Betreiber maximal den 
sich aus § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW ergebenden Betrag 
gemäß Ziff. 6, soweit dieser die beihilfenrechtliche Ober-
grenze nicht überschreitet, die sich aus der Festlegung der 
Parameter nach Ziff. 7 sowie der Überkompensationskon-
trolle nach Ziff. 8 in Verbindung mit dem Anreizsystem 
nach Ziff. 9 ergibt (vgl. Ziff. 8.2 und 8.3).  
 
6  Berechnung nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW 
 
6.1  Weiterleitung von Mitteln nach § 11a Abs. 2 
 ÖPNVG NRW 
 
Gemäß § 11a Abs. 2 Satz 2 ÖPNVG NRW werden vorbe-
haltlich der in Ziff. 5.3 genannten Einschränkungen und un-
ter den weiteren Voraussetzungen dieser allgemeinen Vor-
schrift an die Betreiber die auf sie jeweils entfallenden An-
teile an den Mitteln nach § 11a Abs. 2 Satz 1 ÖPNVG 
NRW als Ausgleich nach Ziff. 5.1 weitergeleitet. 
 
6.2  Hierfür bereitgestelltes Budget 
 
Gemäß § 11a Abs. 2 Satz 1 ÖPNVG NRW stellt die zu-
ständige Behörde hierfür 100 % der auf sie nach § 11a 
Abs. 1 ÖPNVG NRW entfallenden Mittel bereit. Die zu-
ständige Behörde legt ab dem Jahr 2012 den für das jewei-
lige Kalenderjahr bereitgestellten Betrag durch gesonder-
ten Beschluss fest, soweit dieser mehr als 87,5 % betragen 
soll. 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 103 
 

 

 
Wenn Zinserträge oder ersparte Zinsaufwendungen sowie 
ggf. bei Dritten vereinnahmte Zinsen gemäß § 11 Abs. 4 
Satz 3 ÖPNVG NRW dazu führen, dass das nach Sätzen 1 
bzw. 2 bestimmte Budget unter 87,5% der Summe aus den 
Mitteln nach § 11a Abs. 1 ÖPNVG NRW zuzüglich den je-
weiligen Zinsen liegen würde, erhöht sich das Budget um 
den jeweiligen Differenzbetrag, sodass gemäß § 11a Abs. 
2 Satz 1 ÖPNVG NRW insgesamt 100% der Gesamtmittel 
aufgrund dieser allgemeinen Vorschrift ausgekehrt werden. 
 
6.3  Maßstab für die Weiterleitung der Mittel 
 
Die Ermittlung der Anteile der Betreiber an diesem Budget 
(Ziff. 6.2) erfolgt gemäß §11a Abs. 2 Sätze 4 und 5 
ÖPNVG NRW (vgl. Ziff. 6.4 bis 6.7). Die Anteile eines Be-
treibers werden getrennt nach den von ihm erbrachten 
Leistungseinheiten ausgewiesen (vgl. Ziff. 2.2.2). 
 
6.4  Maßgebliche Erträge im Ausbildungsverkehr 
 
Gemäß § 11a Abs. 2 Satz 4 ÖPNVG NRW sind für die Er-
mittlung des Ausgleichs die Netto-Erträge der Betreiber im 
Ausbildungsverkehr maßgeblich. Diese Erträge sind wie 
folgt bestimmt: 
 
6.4.1 Anzusetzen sind alle Erträge i.S.d. Ziff. 6.4.2 und  

6.4.3 des Bewilligungsjahres aus Linienverkehren 
gemäß §42, §43 Nr. 2 PBefG, auch soweit die 
Verkehre als Bedarfsverkehre durchgeführt wer-
den. 

  
- Hierunter fallen nicht Erträge aus Freistellungs-

verkehren, Schwimmbadfahrten u.ä.  
 
- Einzubeziehen sind auch Erträge aus die Landes-

grenzen überschreitenden Linienverkehren. Für 
diese aber gilt: Anzusetzen sind nur die innerhalb 
des Landes Nordrhein-Westfalen erzielten Erträ-
ge. Erträge, die auf die außerhalb NRWs verlau-
fenden Linienabschnitte entfallen, sind nicht ein-
zubeziehen. Vielmehr sind diese nach einer bran-
chenüblichen, anerkannten Methodik (insbesonde-
re zunächst nach dem geltenden Einnahmenauf-
teilungsverfahren) abzugrenzen. Der Betreiber 
muss der zuständigen Behörde im Einzelnen 
nachprüfbar darlegen, nach welcher Methodik er 
die Erträge auf der betreffenden Linie aufgeteilt 
hat (vgl. Ziff. 8.1.2).  

 
6.4.2 Anzusetzen sind nur Erträge des Bewilligungsjah-

res aus Fahrgeldeinnahmen d.h. Einnahmen aus 
dem Verkauf der Fahrausweise nach Ziff. 6.4.3 . 
Nicht einbezogen sind hiernach insbesondere 

 
- Zuschüsse o.a. zusätzliche Zahlungen von Schul-

trägern, Schulen, Gemeinden o.a. öffentlichen 
Stellen; 

 
- Einnahmen aus Fahrzeug-Werbung o.ä. mit dem 

Linienverkehr (mittelbar) erzielte Erträge; 
 
- Ausgleichsleistungen für den Ausbildungsverkehr 

anderer Länder (bei grenzüberschreitenden Li-
nien); 

 
 
 
 

 
- Nachzahlungen für das Bewilligungsjahr, die nach 

dem Stichtag 31. 3. des zweiten auf das Bewilli-
gungsjahr folgenden Jahres (Nr. 10.3.3 lit c, 2. 
Absatz) erfolgen. Solche Nachzahlungen werden 
in dem Jahr berücksichtigt, in dem sie dem Betrei-
ber zufließen. 

 
6.4.3 Erträge im Ausbildungsverkehr sind die tariflichen 

Erträge aus dem Verkauf von sämtlichen Zeitfahr-
ausweisen des Ausbildungsverkehrs (vgl. Ziff. 3.2) 
unabhängig davon, ob die Tickets vom Schulträ-
ger oder von den Auszubildenden (bzw. ihren Er-
ziehungsberechtigten) oder von beiden bezahlt 
werden. 

 
6.4.4 Maßgeblich sind sämtliche von einem Betreiber in 

Nordrhein-Westfalen erzielten Ausbildungsver-
kehrs-Erträge im vorgenannten Sinne unabhängig 
davon, im Gebiet welcher zuständigen Behörde 
sie erzielt wurden; zur Zuordnung auf die jeweili-
gen zuständigen Behörden siehe Ziff. 6.5. 

 
6.4.5 Maßgeblich sind nicht die kassentechnischen Ein-

nahmen, sondern die den Betreibern nach dem 
Ergebnis der Einnahmenaufteilung in den jeweili-
gen Verkehrsverbünden/ gemeinschaften zuge-
schiedenen Erträge im Ausbildungsverkehr (siehe 
Ziff. 10.3.2. lit. c).  

 
6.5 Ermittlung der Ausbildungsverkehrs-Erträge je 
 Betreiber im Gebiet der jeweiligen zuständigen 
 Behörde (Wagenkm) 
 
Bei Betreibern, die im Gebiet mehrerer zuständiger Behör-
den tätig sind, erfolgt die Zuordnung der Erträge im Ausbil-
dungsverkehr gemäß § 11a Abs. 2 Satz 5 ÖPNVG NRW 
wie folgt: 
 
6.5.1 Sämtliche Erträge im Ausbildungsverkehr, die ein 

Betreiber im Bewilligungsjahr erzielt hat (vgl. Ziff. 
6.4) werden gemäß der von diesem Betreiber im 
Bewilligungsjahr landesweit (in Nordrhein-
Westfalen) erbrachten Wagenkilometer (Wa-
genkm) auf die zuständigen Behörden in Nord-
rhein-Westfalen verteilt, in deren Gebieten der je-
weilige Betreiber im Bewilligungsjahr tätig war. 

 
6.5.2 Maßgeblich sind sämtliche im Linienverkehr nach 

§ 42, § 43 Nr. 2 PBefG im ÖPNV in Nordrhein-
Westfalen erbrachten Wagenkm. Dies schließt die 
auf grenzüberschreitenden Linien in NRW er-
brachte Wagenkm ein. Nicht berücksichtigt wer-
den Bedarfsverkehre nach §§ 42, 43 Nr. 2 PBefG.  

 
6.5.3 Wagenkilometer sind die tatsächlich erbrachten – 

und soweit es sich um Linienverkehr nach § 42 
PBefG handelt: fahrplanmäßigen – Betriebsleis-
tungen einschließlich Verstärkerfahrten. Ein- und 
Aussetzfahren werden nicht berücksichtigt. 

  
6.5.4 Eine Gewichtung der Wagenkm findet nicht statt. 

Eine Ausnahme stellen Wagenkm-Leistungen von 
Stadtbahnen in Doppeltraktion dar; diese werden 
doppelt gewertet.  
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6.5.5 Erläuterung der Zuordnung der Erträge: 

Gemäß § 11a Abs. 2 Satz 5 ÖPNVG NRW ist für 
die Zuordnung der Erträge wie folgt vorzugehen: 
Ausgangspunkt ist zum einen die Summe aller im 
Ausbildungsverkehr erzielten Erträge eines Be-
treibers (Ziff. 6.4) und zum anderen die Summe al-
ler von diesem Betreiber erbrachten Wagenkilo-
meter (Ziff. 6.5.1 – 6.5.4). Hieraus ist zu ermitteln, 
welchen Ertrag im Ausbildungsverkehr (Euro) pro 
Wagenkm dieser Betreiber erzielt (Durchschnitts-
betrachtung). Dieser Satz (Euro je Wagenkm) ist 
mit den im Gebiet der zuständigen Behörde er-
brachten Wagenkm dieses Betreibers zu multipli-
zieren. Hieraus ergeben sich die der zuständigen 
Behörde zuzuordnenden Erträge im Ausbildungs-
verkehr dieses Betreibers. 

 
Erbringt ein Betreiber im Gebiet der zuständigen 
Behörde verschiedene Leistungseinheiten (vgl. 
Ziff. 2.2.2), werden die Erträge (Ziff. 6.4) entspre-
chend der zuvor beschriebenen  Vorgehensweise 
den jeweiligen Leistungseinheiten zugeordnet.    

 
6.6 Rechnerischer Anteil des jeweiligen Betreibers 
 an den Mitteln nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW 
 
Der Anteil des jeweiligen Betreibers an dem Budget nach 
Ziff. 6.2 wird vorbehaltlich Ziff. 6.7 wie folgt errechnet: 
Die zuständige Behörde addiert sämtliche ihr nach Ziff. 6.5 
zuzuordnenden Erträge im Ausbildungsverkehr (Ziff. 6.4). 
Sie errechnet sodann die Anteile der Betreiber an dieser 
Summe anhand der jeweiligen Ausbildungsverkehrs-
Erträge der Betreiber. 
Schließlich multipliziert sie den Anteil des jeweiligen Be-
treibers mit dem nach Ziff. 6.2 bereit gestellten Budget. 
Dies ergibt vorbehaltlich Ziff. 6.7 den rechnerischen Anteil 
des jeweiligen Betreibers an den Mitteln nach § 11a Abs. 2 
ÖPNVG NRW.  
 
Erbringt ein Betreiber im Gebiet der zuständigen Behörde 
verschiedene Leistungseinheiten (vgl. Ziff. 2.2.2), erfolgt 
die Ermittlung des Anteils dieses Betreibers getrennt für die 
jeweilige Leistungseinheit. 
 
6.7 Vorbehalt / Korrektur des Anteils 
 
Die Weiterleitung des gemäß vorstehenden Regelungen 
berechneten Anteils an den Mitteln nach § 11a Abs. 2 
ÖPNVG NRW (Ziff. 6.6) an den jeweiligen Betreiber steht 
unter dem Vorbehalt, dass sich aus den weiteren Regelun-
gen dieser allgemeinen Vorschrift zur Überkompensation 
kein niedrigerer Betrag ergibt (vgl. Ziff. 8.2 und 8.3); inso-
fern handelt es sich bei der Ermittlung des Anteils an den 
Mitteln nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW um einen Höchst-
betrag (Obergrenze nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW).  
Soweit die Überkompensationsprüfung bei einem Betreiber 
bzw. bei einer Leistungseinheit des Betreibers dazu führt, 
dass der Ausgleich bis zur Grenze der Überkompensation 
auf einen niedrigeren Betrag als den sich nach Ziff. 6.6 er-
gebenden rechnerischen Anteil an den Mitteln nach § 11a 
Abs. 2 ÖPNVG NRW abgesenkt werden muss, wird der 
Differenzbetrag zwischen dem rechnerischen Anteil dieses 
Betreibers bzw.  der jeweiligen Leistungseinheit dieses Be-
treibers an den Mitteln nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW 
und dem für ihn gemäß der Überkompensationsprüfung 
festgesetzten Ausgleichsbetrag entsprechend Ziff. 6.6 auf 
die übrigen Betreiber unter Einbeziehung der übrigen Leis-
tungseinheiten des betreffenden Betreibers verteilt,  

 
allerdings in Bezug auf die jeweiligen Betreiber bzw. Leis-
tungseinheiten nur bis zu der für sie jeweils ermittelten 
Grenze der Überkompensation (vgl. Ziff. 8.2 und 8.3 sowie 
10.3.3). 
 
7 Grundlegende Regelungen zum Überkompen
 sationsverbot und zur Parametrisierung  nach 
 VO (EG) Nr. 1370/2007 
 
7.1 Systematik 
 
Gemäß Art. 3 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1370/2007 ist der Aus-
gleich (Ziff. 5.1) auf den finanziellen Nettoeffekt der ge-
meinwirtschaftlichen Verpflichtung zu begrenzen (Ziff. 5.3). 
Zur Wahrung dieses Überkompensationsverbots sind eine 
Vorab-Parametrisierung sowie eine nachträgliche Über-
kompensationskontrolle wie folgt durchzuführen: 
 
Zunächst werden die Ausgleichsparameter gemäß Art. 4 
Abs. 1 VO (EG) Nr. 1370/2007 (Obergrenze nach Parame-
tern) so gebildet, dass eine Überkompensation ausge-
schlossen wird. Der durch die Parameter bestimmte Betrag 
ist der maximal mögliche Ausgleich; siehe dazu Ziff. 7.5 
und 7.6.  
 
Bei der nachträglichen Überkompensationskontrolle gemäß 
Art. 6 Abs. 1 i.V.m. dem Anhang der VO (EG) Nr. 
1370/2007 erfolgt eine Spitzabrechnung auf Grundlage der 
maßgeblichen Kosten und der maßgeblichen Einnahmen. 
Der Ausgleich ist danach begrenzt auf den Differenzbetrag 
aus den maßgeblichen Kosten zuzüglich eines angemes-
senen Gewinns und den maßgeblichen Einnahmen; siehe 
dazu Ziff.8. 
 
Für diese beiden Schritte zur Wahrung des Überkompen-
sationsverbots gelten die folgenden grundsätzlichen Rege-
lungen der Ziffern Ziff. 7.2 bis 7.4. 
 
7.2   Vorrang der Regelungen eines öffentlichen 
 Dienstleistungsauftrags 
 
Soweit für einen Linienverkehr (Ziff. 2.2) ein öffentlicher 
Dienstleistungsauftrag im Sinne des Art. 3 Abs. 1 VO (EG) 
Nr. 1370/2007 (z.B. Betrauung oder Verkehrsvertrag i.S.v. 
Art. 8 Abs. 3 VO (EG) Nr. 1370/2007 ) besteht, der für die-
sen Verkehr Ausgleichsparameter i.S.d. Art. 4 Abs. 1 VO 
(EG) Nr. 1370/2007 bestimmt und nach dem die Mittel auf-
grund der hiesigen allgemeinen Vorschrift in die jährliche 
Abrechnung zur Wahrung des Überkompensationsverbots 
einbezogen werden, sind ausschließlich und abschließend 
die entsprechenden Regelungen dieses öffentlichen 
Dienstleistungsauftrages für die Parametrisierung sowie im 
Falle des Art. 6 Abs. 1 Satz 2 VO (EG) Nr. 1370/2007 auch 
für die nachträgliche Überkompensationskontrolle maßgeb-
lich; es erfolgt keine Überkompensationskontrolle nach die-
ser allgemeinen Vorschrift. 
 
Der Betreiber hat bei Antragstellung bzw. im Rahmen sei-
ner Mitwirkungspflichten (Ziff. 10.3.3 lit. c) entsprechende 
öffentliche Dienstleistungsaufträge vorzulegen. Soweit die 
zuständige Behörde selbst den öffentlichen Dienstleis-
tungsauftrag vergeben hat, reicht dessen Benennung. Der 
Betreiber hat ferner der zuständigen Behörde das jeweilige 
Ergebnis der jährlichen Überkompensationskontrolle mitzu-
teilen (siehe Ziff. 10.3.3), soweit diese nicht von der zu-
ständigen Behörde selbst durchgeführt wurde oder ihr die 
prüfende Behörde das Ergebnis zur Verfügung stellt. 
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Soweit kein öffentlicher Dienstleistungsauftrag besteht, der 
den Anforderungen nach Satz 1 genügt, erfolgt die Para-
metrisierung sowie die nachträgliche Überkompensations-
kontrolle nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift.  
 
7.3   Bezugspunkt für die Prüfung einer Überkom
 pensation 
 
Die Parametrisierung sowie die nachträgliche Überkom-
pensationskontrolle nach Maßgabe dieser allgemeinen 
Vorschrift beziehen sich jeweils auf die in Ziffer 2.2.2 ge-
nannten Leistungseinheiten. 
Die Prüfung bezieht sich hierbei auf die gesamten Kosten 
und Einnahmen für die Bedienung dieser Leistungseinhei-
ten im jeweiligen Bewilligungsjahr. 
 
7.4  Anteilsberechnung bei grenzüberschreitenden 
 Verkehren 
 
Bei Leistungseinheiten, die die Gebietsgrenzen der hiesi-
gen zuständigen Behörde zu anderen Aufgabenträgern 
überschreiten (grenzüberschreitende Leistungseinheiten), 
erfolgt die Zuordnung der Kosten und Einnahmen auf das 
Gebiet der hiesigen zuständigen Behörde analog den Re-
gelungen in Ziffer 7.6.1 u. 7.6.2. 
 
7.5   Parameter gemäß Art. 4 Abs. 1 lit. b) i) VO (EG) 
 Nr. 1370/2007 
 
Der Betreiber hat mit Antragstellung (Ziff. 10.1) für jede 
Leistungseinheit (Ziff. 2.2.2), differenziert nach Linienbün-
deln / Linien (Ziff. 2.2.3), eine Vorabkalkulation der Kosten 
und Erträge einzureichen; er hat dazu ein vorgegebenes 
Formblatt zu verwenden 
 
7.6  Erstellung der Vorabkalkulation  
 
Kosten und Einnahmen sind jeweils netto, also ohne die 
jeweilige Mehrwertsteuer auszuweisen. 
 
7.6.1  Vorab-Kostenkalkulation 
 
Der Betreiber entwickelt die Vorabkalkulation (Ziff. 7.5) aus 
den Gesamtkosten seines Unternehmens wie folgt:  
 
- die Zuordnung der Kosten zu der Leistungseinheit, 

differenziert nach Linienbündeln / Linien erfolgt 
sachgerecht und nachvollziehbar nach objektiven 
Maßstäben. Der Betreiber beachtet hierbei Ziff. 5 
des Anhangs der VO (EG) Nr. 1370/2007 (ge-
trennte Rechnungslegung). Er wendet diese Auf-
teilungsmaßstäbe einheitlich für alle Leistungen 
für die Laufzeit der Liniengenehmigungen an, für 
die ein Ausgleich aus dieser allgemeinen Vor-
schrift gewährt wird.  

 
- Für die Abschnitte von Linien, die das Zuständig-

keitsgebiet der zuständigen Behörde überschrei-
ten, erfolgt die Zuordnung der Kosten auf die Ab-
schnitte der Linie in den Gebieten der jeweiligen 
zuständigen Behörden sachgerecht, nachvollzieh-
bar und einheitlich nach den gleichen objektiven 
Maßstäben. 

 
 
 
 
 

 
- Der Betreiber erstellt seine Kalkulation nach nach-

vollziehbaren Maßstäben aus den tatsächlichen 
Kosten mindestens des Vorjahres und der Prog-
nose der Kostenentwicklung mithilfe sachgerech-
ter Annahmen über die Entwicklung dieser Kosten 
für das Bewilligungsjahr. Der Betreiber erstellt die-
se Herleitung der Kostenkalkulation für alle Leis-
tungen einheitlich. Soweit eine Änderung dieser 
Herleitung erfolgt, wird diese Änderung für die 
Laufzeit der Liniengenehmigungen über eine 
Überleitungsrechnung nachvollziehbar auf die 
vorherige Kostenherleitung zurückgeführt.  

 
7.6.2   Vorab-Ertragskalkulation 
 
Der Betreiber entwickelt die Vorabkalkulation (Ziff. 7.5) aus 
den Gesamterträgen seines Unternehmens wie folgt: 
  
- Die Zuordnung der Erträge zu der Leistungsein-

heit, differenziert nach Linienbündeln / Linien er-
folgt sachgerecht und nachvollziehbar nach objek-
tiven Maßstäben. Er wendet diese Aufteilungs-
maßstäbe einheitlich für alle Leistungen für die 
Laufzeit der Liniengenehmigungen an, für die ein 
Ausgleich aus dieser allgemeinen Vorschrift ge-
währt wird. Folgende Einnahmenpositionen sind 
mindestens zu berücksichtigen: 

 
- Abgeschätzte Fahrgelderlöse nach  “Einnahmen 

im Ausbildungsverkehr“ und „Jedermanneinnah-
men“ getrennt 

 
- Abgeschätzte gesetzliche Ausgleichsleistungen 

nach  § 145 SGB IX 
 
- Abgeschätzte sonstige Einnahmen und/oder sons-

tige beantragte bzw. erwartete Ausgleichsleistun-
gen/ Förderungen 

 
- Kapitalerträge und –verzinsung (vgl. 8.2.3) 
 
7.6.3   Grundsätze / Testate 
 
Der Betreiber weist durch Eigenerklärung und auf Verlan-
gen durch Testat eines von ihm beauftragten Wirtschafts-
prüfers / Steuerberaters die Einhaltung der nachfolgend 
genannten Anforderungen nach:  
 
- die Anforderungen an die sachgerechte Zuord-

nung der Kosten / Erträge nach objektiven Maß-
stäben zu der Leistungseinheit, differenziert nach 
Linienbündeln / Linien sind erfüllt; Ziff. 5 des An-
hangs der VO (EG) Nr. 1370/2007 ist beachtet 
(getrennte Rechnungslegung); 

 
- der Betreiber hat die Aufteilungsmaßstäbe für alle 

Leistungen einheitlich angewendet; 
 
- für die Abschnitte von allen Linien, die das Zu-

ständigkeitsgebiet der zuständigen Behörde über-
schreiten, ist die Aufteilung der Kosten / Erträge 
sachgerecht, nachvollziehbar und jeweils einheit-
lich nach den gleichen objektiven Maßstäben auf 
die Abschnitte der Linien in den Gebieten der je-
weiligen zuständigen Behörden erfolgt; 
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- die Kalkulation ist nach nachvollziehbaren Maß-

stäben aus den tatsächlichen Kosten / Erträgen 
mindestens des Vorjahres und der Prognose der 
Kosten-/Ertragsentwicklung erstellt; 

 
- die Herleitung der Kosten-/Ertragskalkulation er-

folgt für alle Leistungen des Unternehmens ein-
heitlich;  

 
- soweit Änderungen der Herleitung erfolgten, be-

steht eine Überleitungsrechnung, über die die 
Einheitlichkeit in Bezug auf die ursprüngliche Her-
leitung der Kosten-/Ertrags¬kalku¬lation nachvoll-
zogen werden kann. 

 
8 Durchführung der Überkompensationskontrol-

le gemäß Anhang VO 1370  
 
8.1   Ermittlung der tatsächlichen Kosten und Ein
 nahmen 
 
Kosten und Einnahmen sind jeweils netto, also ohne die 
jeweilige Mehrwertsteuer auszuweisen. 
 
8.1.1 Ermittlung der tatsächlichen Kosten  
 
Die Ermittlung der tatsächlichen Kosten erfolgt für jede 
Leistungseinheit, differenziert nach Linienbündeln / Linien 
des Betreibers im Gebiet der zuständigen Behörde (Ziff. 
7.3). 
Die tatsächlichen Kosten werden aus der Gewinn- und Ver-
lustrechnung des Unternehmens ermittelt und der Leis-
tungseinheit, differenziert nach Linienbündeln / Linien, nach 
dem gleichen Verfahren wie bei der Vorabkalkulation (Ziff. 
7.6) zugeordnet. 
Der Betreiber weist durch Testat eines von ihm beauftrag-
ten Wirtschaftsprüfers / Steuerberaters die Einhaltung die-
ser Anforderungen entsprechend Ziff. 7.6 nach. 
 
8.1.2 Ermittlung der tatsächlichen Einnahmen 
  
Die Einnahmen aus dem Betrieb der Verkehre stehen den 
Betreibern zu. Maßgeblich sind die vom Betreiber mit der 
Leistungseinheit (Ziff. 2.2.2) tatsächlich erzielten Einnah-
men. Diese Einnahmen werden wie folgt ermittelt:  
 
1. Zu ermitteln sind sämtliche im Zusammenhang mit 

der Leistung in der jeweiligen Leistungseinheit 
(Ziff. 2.2.2), erzielten Einnahmen bezogen auf das 
Bewilligungsjahr, differenziert nach Linienbündeln 
/ Linien. Dies sind insbesondere: 

 
a) alle Einnahmen gemäß Einnahmenaufteilung 

als Anspruch zum maßgeblichen Stichtag (Ziff. 
10.3.3 lit. c) 

 
b) tatsächlich im Bewilligungsjahr zugeflossene 

Mittel aus Ausgleichszahlungen nach §§ 145 
ff. SGB IX, 

 
c) alle sonstigen, dem Linienverkehr zuzurech-

nenden Erträge, z.B. aus Werbung, zum maß-
geblichen Stichtag (Ziff. 10.3.3 lit. c), 

 
 
 
 
 

 
d) Zuschüsse u.a. Zahlungen von Aufgabenträ-

gern, Kommunen o.a. öffentlichen Stellen (z.B. 
Schulträger, kreisangehörige Gemeinden, Mit-
tel nach § 11 Abs. 2 bzw. § 11a Abs. 3 
ÖPNVG NRW), 

 
2. Soweit Fahrzeuge oder sonstige Betriebsmittel 

oder Anlagen gefördert wurden, die für die jeweili-
ge Leistungseinheit eingesetzt werden, und die 
Kosten der geförderten Betriebsmittel und Anla-
gen in der Höhe der Anschaffungs- und Herstel-
lungskosten (AHK) abgeschrieben werden sowie 
die Förderung über die Bildung von Sonderposten 
bilanziert wird, ist die Auflösung dieser Sonder-
posten als Ertrag zu berücksichtigen. Andernfalls 
wird die Förderung kostenmindernd berücksich-
tigt. 
Die dem Betreiber auf der Grundlage von Bewilli-
gungsakten der zuständigen Behörde zugeflosse-
nen Ausgleichszahlungen nach § 11a Abs. 2 
ÖPNVG NRW sind hier noch nicht zu berücksich-
tigen. 
Der Betreiber errechnet die auf die Leistungsein-
heit, differenziert nach Linienbündeln / Linien, ent-
fallenden tatsächlichen Einnahmen aus den tat-
sächlichen Gesamteinnahmen seines Unterneh-
mens wie folgt: 

 
- Die Zuordnung der tatsächlichen Einnahmen 

zur Leistungseinheit, differenziert nach Linien-
bündeln / Linien (einschließlich der Abgren-
zung der Einnahmen auf Landesgrenzen über-
schreitenden Linien, Ziff. 6.4.1) erfolgt sachge-
recht und nachvollziehbar nach objektiven 
Maßstäben. Der Betreiber beachtet hierbei Ziff. 
5 des Anhangs der VO (EG) Nr. 1370/2007 
(Trennungsrechnung). Er wendet diese Auftei-
lungsmaßstäbe für alle Leistungen, für die ein 
Ausgleich aus dieser allgemeinen Vorschrift 
gewährt wird, für die Laufzeit der jeweiligen Li-
niengenehmigungen einheitlich an.  

 
- Für die Abschnitte von allen Linien, die das 

Zuständigkeitsgebiet der zuständigen Behörde 
überschreiten, erfolgt die Zuordnung der Ein-
nahmen sachgerecht, nachvollziehbar und je-
weils einheitlich nach den gleichen objektiven 
Maßstäben auf alle Abschnitte der Linien in 
den Gebieten der jeweiligen zuständigen Be-
hörden. 

 
- Der Betreiber ermittelt die Zuordnung seiner 

tatsächlichen Einnahmen für alle Leistungen 
im Linienverkehr einheitlich. Soweit eine Ände-
rung dieser Zuordnung erfolgt, wird diese Än-
derung für die Laufzeit der Liniengenehmigun-
gen über eine Überleitungsrechnung nachvoll-
ziehbar auf die vorherige Zuordnung zurückge-
führt. Der Betreiber erstellt diese Herleitung 
der Kostenkalkulation für alle Leistungen ein-
heitlich. Soweit eine Änderung dieser Herlei-
tung erfolgt, wird diese Änderung für die Lauf-
zeit der Liniengenehmigungen über eine Über-
leitungsrechnung nachvollziehbar auf die vor-
herige Kostenherleitung zurückgeführt. 
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Der Betreiber weist durch Testat eines von ihm zu beauf-
tragenden Wirtschaftsprüfers / Steuerberaters die Einhal-
tung der nachfolgend genannten Anforderungen nach:  
 
- die Anforderungen an die sachgerechte Zuord-

nung der Einnahmen nach objektiven Maßstäben 
auf die Leistungseinheit differenziert nach Linien-
bündeln / Linien sind erfüllt; 

- die Anforderungen an die sachgerechte Zuord-
nung der Einnahmen bei grenzüberschreitenden 
Linien auf die Abschnitte der Linien in den Gebie-
ten der jeweiligen zuständigen Behörden sind er-
füllt; 

- der Betreiber hat die Aufteilungsmaßstäbe für alle 
Leistungen einheitlich angewendet; Ziff. 5 des An-
hangs der VO (EG) Nr. 1370/2007 ist beachtet 
(Trennungsrechnung); 

- die Zuordnung der Einnahmen erfolgt für alle Leis-
tungen des Unternehmens einheitlich;  

- soweit Änderungen der Zuordnung erfolgten, be-
steht eine Überleitungsrechnung, über die die 
Einheitlichkeit in Bezug auf die ursprüngliche Zu-
ordnung der Einnahmen nachvollzogen werden 
kann;  

 
8.2    Maßstab der Überkompensationskontrolle: 
 Differenz Kosten – Einnahmen im Bereich der 
 zuständigen Behörde 
 
Im Rahmen der Überkompensationskontrolle wird geprüft, 
inwieweit alle maßgeblichen Kosten (Ziff. 8.2.1) zuzüglich 
der angemessenen Kapitalverzinsung (Ziff. 8.2.3) über al-
len maßgeblichen Einnahmen (Ziff. 8.2.2) des Antragstel-
lers und im Bereich der zuständigen Behörde liegen. Der 
Ausgleich nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW ist begrenzt auf 
diesen Differenzbetrag (Ziff. 5.3). Liegen die maßgeblichen 
Einnahmen über den tatsächlichen Kosten zuzüglich der 
angemessenen Kapitalverzinsung, wird kein Ausgleich ge-
währt (Ziff. 10.3.4).  
 
Erbringt der Betreiber im Gebiet der zuständigen Behörde 
verschiedene Leistungseinheiten (vgl. Ziff. 2.2.2), erfolgt 
die Überkompensationskontrolle entsprechend der zuvor 
beschriebenen Vorgehensweise für jede dieser Leistungs-
einheiten getrennt. 
 
8.2.1 Maßgebliche Kosten 
 
Anzusetzen sind die tatsächlichen Kosten gemäß Ziff. 
8.1.1, es sei denn, diese übersteigen die sich aus den vor-
ab festgelegten Parametern und den tatsächlichen Mengen 
im Bewilligungsjahr ergebenden Kosten gemäß Ziff. 7.5 
und 7.6; in diesem Fall sind die tatsächlichen Kosten nur 
bis zu dem sich aus der Vorabkalkulation ergebenden Be-
trag anzusetzen (maßgebliche Kosten). 
 
8.2.2 Maßgebliche Einnahmen 
 
Maßgeblich sind die tatsächlichen Einnahmen gemäß Ziff. 
8.1.2. 
 
 
 
 

 
8.2.3 Angemessene Kapitalverzinsung 
 
Sofern der Betreiber keinen Nachweis im Sinne von Satz 3 
bis Satz 5 erbringt, kann vom Betreiber in der Regel die 
zulässige Höhe des angemessenen Gewinns bzw. der an-
gemessenen Kapitalverzinsung pauschalierend bezogen 
auf die Leistungseinheit entsprechend einer Umsatzrendite 
von bis zu 4,75 % berechnet werden. Der Betrag wird dann 
als Anteil in Höhe von bis zu 4,99 % der maßgeblichen 
Kosten ermittelt. 
Auf Nachweis kann der Betreiber auch einen höheren an-
gemessenen Gewinn bzw. eine höhere angemessene Ka-
pitalverzinsung für sein Gesamtangebot im Bedienungsge-
biet des Aufgabenträgers einschließlich der gemeinwirt-
schaftlichen Verpflichtungen zugrunde legen. Der entspre-
chende Nachweis gilt als erbracht, wenn der Betreiber der 
zuständigen Behörde für seine Linien im Gebiet der zu-
ständigen Behörde bezogen auf vergleichbare Netze an-
hand konkreter, aktueller aussagekräftiger Einzeldaten o-
der alternativ anhand aktueller Marktstudien oder auf ande-
re geeignete objektive Weise konkret einen abweichenden 
branchenüblichen angemessenen Gewinn bzw. eine an-
gemessene Kapitalverzinsung für den maßgeblichen Bus-
sektor in vergleichbaren Märkten darlegt. Der angemesse-
ne Gewinn bzw. die angemessene Kapitalverzinsung wird 
als Anteil der maßgeblichen Kosten dargestellt. Die Darle-
gungen des Betreibers müssen durch die zuständige Be-
hörde nachprüfbar sein; hierbei sind wegen der Vergleich-
barkeit die tatsächlichen Strukturen anhand eines objekti-
ven Maßstabs zu beurteilen. Zu- und Abschläge aufgrund 
der jeweiligen Risikostruktur, Effizienz der Kostenstruktur 
und Nachfrageentwicklung, soweit sie auf die Verkehrsbe-
dienung zurückzuführen ist, sowie Qualität der Fahrzeuge 
und Anlagen werden berücksichtigt, wenn diese der zu-
ständigen Behörde vom Betreiber schlüssig und nachvoll-
ziehbar begründet werden. 
 
8.3    Regelungen zur Vermeidung einer 
 Überkompensation 
 
Ergibt die Prüfung nach Ziff. 8.2 bzw. die gemäß Ziff. 7.2 
durchgeführte Überkompensationsprüfung nach Maßgabe 
eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags, dass der sich 
nach Ziff. 6.5 ergebende rechnerische Anteil des Betreibers 
bzw. einer Leistungseinheit eines Betreibers (vgl. Ziff. 
2.2.2) an den Mitteln nach §11a Abs. 2 ÖPNVG NRW zu 
einer Überkompensation führen würde, dann ist im Rah-
men der endgültigen Bewilligung (Ziff. 10.3.3) der Aus-
gleich gemäß Ziff. 6.6 bis zur jeweiligen Grenze der Über-
kompensation abzusenken. 
Soweit Teilzahlungen/Abschläge aufgrund vorläufiger Be-
willigungsakte zu einer Überschreitung dieser Grenze ge-
führt haben, sind diese Überzahlungen rückabzuwickeln 
(Ziff. 10.3.3 lit. d) 
 
9 Anreizsystem gemäß Anhang VO (EG) Nr. 
 1370/2007 
 
Gemäß Ziffer 7 des Anhangs der VO (EG) Nr. 1370/2007 
muss das Verfahren zur Gewährung der Ausgleichsleistung 
in der allgemeinen Vorschrift einen Anreiz dafür geben, 
dass der Betreiber einer wirtschaftlichen Geschäftsführung 
aufrechterhält oder entwickelt, und dass die Personenver-
kehrsdienste in ausreichend hoher Qualität erbracht wer-
den.  
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Mittel aus dieser allgemeinen Vorschrift können nur Betrei-
ber für die Linienverkehre in Anspruch nehmen, in denen 
die Fahrgäste die Mobilitätsgarantie NRW nutzen können. 
Die Mobilitätsgarantie NRW setzt den erforderlichen Anreiz 
zur Einhaltung von Pünktlichkeitsstandards als zentraler 
Qualitätsanforderung. 
 
10 Antrags- und Bewilligungsverfahren, Mit-       
 wirkungspflichten und Prüfrechte 
 
10.1 Antrag 
 
Der Ausgleich (Ziff. 5) wird nur auf Antrag gewährt. 
 
10.1.1 Antrag – Form 
 
Der Antrag kann nur schriftlich je Leistungseinheit durch 
vollständige Ausfüllung des Antragsformblattes bei der zu-
ständigen Behörde gestellt werden. Dabei können alle 
Leistungseinheiten des Betreibers aus Gründen der Ver-
waltungsvereinfachung in einem Antragsformblatt zusam-
mengefasst werden. Soweit der Betreiber im Gebiet der 
zuständigen Behörde mehrere Leistungseinheiten erbringt 
(vgl. Ziff. 2.2.2), erfolgt eine Aufschlüsselung der im An-
tragsformblatt abgefragten Daten auf diese Leistungsein-
heiten, differenziert nach Linienbündeln / Linien (Ziff. 2.2.3). 
Ein unvollständiger Antrag wird abgelehnt, wenn der Be-
treiber nicht binnen einer von der zuständigen Behörde ge-
setzten Frist von maximal vier Wochen ab Eingang einer 
entsprechenden Aufforderung die von der zuständigen Be-
hörde geforderten Unterlagen einreicht (Versagung, Ziff. 
10.3.4). 
 
10.1.2 Antrag – Frist  
 
Die Anträge sind bis zum 31.12. des jeweiligen Vorjahres 
zu stellen.  
Wenn ein Betreiber nach Ablauf der vorgenannten Frist 
erstmals im Laufe des Bewilligungsjahres im Geltungsbe-
reich dieser allgemeinen Vorschrift tätig wird (d.h. erstmals 
Linienverkehre im Gebiet der zuständigen Behörde auf-
nimmt), hat er seinen Antrag unverzüglich nach Erhalt der 
diesbezüglichen personenbeförderungsrechtlichen Ge-
nehmigung bzw. Erlaubnis, spätestens aber am letzten Tag 
vor der Betriebsaufnahme zu stellen.   
Maßgeblich ist der Eingang des Antrags bei der zuständi-
gen Behörde. Verspätet eingegangene Anträge werden 
nicht berücksichtigt (Ausschlussfrist) 
 
10.2 Bewilligung – Form 
 
Die Gewährung bzw. Versagung des Ausgleichs erfolgt 
durch Verwaltungsakt (Bewilligungs- bzw. Versagungsakt). 
 
10.3 Bewilligungsakt und  verfahren  
 
10.3.1 Grundsätzliche Inhalte und Nebenbestimmungen 
 
„Im Bewilligungsakt wird die Höhe des Ausgleichs getrennt 
für die jeweiligen Leistungseinheiten eines Betreibers (Ziff. 
2.2.2) festgelegt und die Gewährung der Ausgleichszah-
lung geregelt, sofern nicht der Ausgleich versagt wird (Ziff. 
10.3.4). Hierzu ergeht zunächst ein nur vorläufiger Bewilli-
gungsakt (Ziff. 10.3.2). Die endgültige Festsetzung erfolgt 
durch den endgültigen Bewilligungsakt (Ziff. 10.3.3). 
 
 
 

 
Die Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung ge-
mäß Ziff. 3 sowie die Einhaltung der Voraussetzungen 
nach Ziff. 4.2 werden im Bewilligungsakt zur Bedingung für 
den Ausgleich gemacht.  
Die Einhaltung der weiteren Anforderungen gemäß Ziff. 4.3 
wird im Bewilligungsakt zur Auflage gemacht.  
In dem Bewilligungsakt werden ferner Regelungen, z.B. in 
Form von Auflagen und/oder Widerrufsvorbehalten, zur 
Durchsetzung der weiteren Verpflichtungen der Betreiber 
nach dieser allgemeinen Vorschrift, insbesondere zur 
Durchsetzung der Nachweis- und Kooperationspflichten 
nach Ziff. 10.3 bis 10.6 getroffen.  
Außerdem enthält der Bewilligungsakt Regelungen für den 
Fall seiner vollständigen oder teilweisen Aufhebung (Rück-
nahme oder Widerruf) sowie – insbesondere im Fall der 
Nichterfüllung von Bedingungen und für den Fall der Über-
kompensation – für die Rückabwicklung des Ausgleichs 
und von Überzahlungen.   
 
10.3.2 Vorläufiger Bewilligungsakt  
 
Auf den Antrag des Betreibers ergeht nach Eingang aller 
für den Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift voll-
ständig und fristgerecht eingereichten Anträge gemäß Ziff. 
10.1 ein vorläufiger Bewilligungsakt für das Jahr, für das 
der Ausgleich begehrt wird (Bewilligungsjahr). Der Bewilli-
gungsakt soll dem Antragsteller spätestens zum 15. 5. des 
Bewilligungsjahres zugehen, aber nicht vor Rechtkraft des 
Bewilligungsbescheides des Landes NRW an den Aufga-
benträger. 
Mit dem vorläufigen Bewilligungsakt wird der voraussichtli-
che Bewilligungsbetrag als Ausgleich vorläufig festgesetzt 
und es werden auf dieser Grundlage Teilzahlun-
gen/Abschläge geregelt (Ziff. 11.1). Der vorläufige Bewilli-
gungsakt steht unter dem Vorbehalt der endgültigen Be-
scheidung (10.3.3).  
Der voraussichtliche Bewilligungsbetrag wird aufgrund ei-
ner Prognose bezüglich des voraussichtlichen Anteils des 
jeweiligen Betreibers an den Mitteln nach § 11a Abs. 2 
ÖPNVG NRW gemäß Ziff. 6 für das Bewilligungsjahr be-
stimmt.  
 
a) Voraussichtliche Wagenkm 

Die hierfür maßgeblichen, vom jeweiligen Betrei-
ber im Bewilligungsjahr voraussichtlich zu erbrin-
genden Wagenkm (vgl. Ziff. 6.5) sind aus den dem 
Betreiber für das Bewilligungsjahr erteilten perso-
nenbeförderungsrechtlichen Genehmigungen bzw. 
Erlaubnissen und geltenden Fahrplänen für die Li-
nienverkehre des Betreibers abzuleiten. Maßgeb-
lich sind – vorbehaltlich lit. c) – die im Zeitpunkt 
der Antragstellung geltenden Genehmigungen 
bzw. Erlaubnisse und Fahrpläne. 

 
b) Voraussichtliche Erträge im Ausbildungsverkehr 

Die voraussichtlichen Erträge des Betreibers im 
Ausbildungsverkehr (vgl. Ziff. 6.4) sind vom Be-
treiber für die nach Ziff. 10.3.2 lit. a) voraussicht-
lich zu erbringenden verkehrlichen Leistungen 
vorab zu kalkulieren und mit dem Antrag anhand 
von Vergangenheitswerten, soweit vorhanden, 
plausibel dazulegen. Hierbei sind, soweit vorhan-
den, Einnahmenprognosen der jeweiligen Ver-
kehrsverbünde und  gemeinschaften zu berück-
sichtigen und mit Antragstellung vorzulegen. 
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c) Zu berücksichtigende Leistungs- und Ertragsdaten 

Sofern der zuständigen Behörde zum Zeitpunkt 
der Erstellung der vorläufigen Bewilligung eine 
rechtskräftige Genehmigung oder eine einstweili-
ge Erlaubnis vorliegt, können die im Vergleich 
zum Zeitpunkt der Antragstellung (Satz 1) ent-
sprechenden Leistungs- und Einnahmeverände-
rungen im Rahmen der vorläufigen Bewilligung 
berücksichtigt werden.  

 
Abweichend von den Sätzen 1 und 2 können un-
terjährige Leistungs- und Einnahmenveränderun-
gen insbesondere dann berücksichtigt werden, 
wenn die zuständige Behörde zum Zeitpunkt der 
Erstellung ihrer vorläufigen Bewilligung Anhalts-
punkte dafür hat, dass dem Betreiber für Verkehre 
in ihrem Zuständigkeitsbereich keine oder eine 
geänderte Anschlussgenehmigung erteilt werden 
wird. In diesem Fall gelten folgende Grundsätze:  

 
- Im Rahmen der vorläufigen Bewilligung geht 

die zuständige Behörde zunächst davon aus, 
dass unterjährig auslaufende Liniengenehmi-
gungen dem Betreiber wiedererteilt werden, 
der diese Genehmigungen zum Zeitpunkt der 
Antragstellung innehat. Der vorläufige Bewilli-
gungsbetrag, der auf die Berücksichtigung die-
ser Verkehrsleistungen zurückzuführen ist, 
wird im Rahmen der vorläufigen Bewilligung 
gesondert ausgewiesen. 

 
- Wird die Anschlussgenehmigung im Anschluss 

an die vorläufige Bewilligung einem anderen 
als dem bisherigen Betreiber erteilt, wird der 
vorläufige Bewilligungsbescheid des bisheri-
gen Betreibers in der Weise geändert, dass 
der vorläufige Bewilligungsbetrag um den nach 
Maßgabe des vorstehenden Satzes gesondert 
ausgewiesenen Teilbetrag reduziert wird.  

 
- Wird die Anschlussgenehmigung an einen an-

deren Betreiber erteilt, dem bereits eine vor-
läufige Bewilligung nach Maßgabe dieser All-
gemeinen Vorschrift erteilt wurde, wird der 
vorgenannte Teilbetrag durch entsprechende 
Anpassung dessen vorläufiger Bewilligung auf 
diesen übertragen.  

 
- Wird die Anschlussgenehmigung an einen an-

deren Betreiber erteilt, dem bislang noch keine 
vorläufige Bewilligung nach Maßgabe dieser 
Allgemeinen Vorschrift erteilt wurde, wird der 
vorgenannte Teilbetrag auf Antrag durch eine 
vorläufige Bewilligung auf diesen übertragen. 

 
- Sollten die entsprechenden Verkehrsleitungen 

nach unterjährigem Auslaufen der Linienge-
nehmigungen gänzlich entfallen, weil sie ent-
weder nicht wiedergenehmigt werden oder weil 
der neue Betreiber keinen Antrag nach Ziff. 
10.1.2 Satz 2 gestellt hat, wird der vorgenann-
te gesondert ausgewiesene Teilbetrag durch 
Anpassung der vorläufigen Bewilligungen ent-
sprechend Ziff. 6.7 auf alle Betreiber im Gebiet 
der hiesigen zuständigen Behörde verteilt.  

 
 
 

 
- Eine Auszahlung des nach vorstehender Maß-

gabe gesondert ausgewiesenen Teilbetrags an 
den bisherigen oder den neuen Betreiber er-
folgt erst nach Bestandskraft der entsprechen-
den Anschlussgenehmigung.  

 
- Sofern die Verkehrsleistungen gänzlich entfal-

len, erfolgt die Auszahlung der Anteile des ge-
sondert ausgewiesenen Teilbetrags an die Be-
treiber im Gebiet der zuständigen Behörde 
nach Bestandskraft der entsprechend geän-
derten vorläufigen Bewilligungen. 

 
 Eine unterjährige Anpassung der vorläufigen Bewil
 ligung bei anderen unterjährigen Leistungs- bzw. 
 Einnahmenveränderungen findet nicht statt. 
 
d) Voraussichtlicher Anteil an den Mitteln nach § 11a 

Abs. 2 ÖPNVG NRW 
Der voraussichtliche Anteil des Betreibers an den 
Mitteln nach §11a Abs. 2 ÖPNVG NRW wird auf 
dieser Grundlage – gegebenenfalls getrennt nach 
den von ihm erbrachten Leistungseinheiten (vgl. 
Ziffer 2.2) - von der zuständigen Behörde nach 
Ziff. 6.6 ermittelt. 

 
e) Voraussichtlicher Bewilligungsbetrag und Teilzah-

lungen/Abschläge 
Aus den vorstehenden Regelungen ergibt sich der 
voraussichtliche Bewilligungsbetrag. Auf diesen 
werden nach Maßgabe des vorläufigen Bewilli-
gungsaktes Teilzahlungen in Form von Abschlä-
gen geleistet. Diese sind gemäß Ziff. 11.1 auf ei-
nen Bruchteil des voraussichtlichen Bewilligungs-
betrags begrenzt.  

 
f)  Vorbehalte und nachträgliche abschließende Ent
 scheidung 

Die Festsetzungen und Regelungen des vorläufi-
gen Bewilligungsaktes sind nur vorläufig und ste-
hen unter dem Vorbehalt der abschließenden Ent-
scheidung durch den endgültigen Bewilligungsakt 
nach Ziff. 10.3.3. Eine Korrektur (Erhöhung oder 
Reduzierung) des Bewilligungsbetrags durch den 
endgültigen Bewilligungsakt sowie eine Rückab-
wicklung etwaiger Überzahlungen durch die mit 
dem endgültigen Bewilligungsakt vorzunehmen-
den Schlussrechnung bleibt ausdrücklich vorbe-
halten. Es wird darauf hingewiesen, dass sich 
nicht nur z.B. aus der Einnahmenaufteilung (vgl. 
Ziff. 6.4.5 und Ziff. 10.3.3), sondern unter anderem 
auch bei unterjährigen Leistungsänderungen und 
z.B. auch durch Hinzukommen oder Ausscheiden 
von weiteren Betreibern während des Bewilli-
gungsjahres Veränderungen ergeben können.  
Ferner bleibt eine Änderung des vorläufigen Be-
willigungsaktes für den Fall vorbehalten, dass der 
Betreiber Linienverkehre im Geltungsbereich die-
ser allgemeinen Vorschrift vor Ablauf des Bewilli-
gungsjahres ganz oder teilweise endgültig oder 
vorübergehend einstellt, ohne dass dies bereits 
nach vorstehender lit. c) berücksichtigt worden ist. 
In diesem Fall kann der vorläufige Bewilligungsakt 
durch einen weiteren vorläufigen oder durch den 
endgültigen Bewilligungsakt ersetzt werden, und 
es können der vorläufige Bewilligungsbetrag neu 
festgesetzt und ggf. noch ausstehende Teilzah-
lungen/Abschläge geändert werden.   
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10.3.3 Endgültiger Bewilligungsakt / Schlussabrechnung 
 
Mit dem endgültigen Bewilligungsakt wird die Höhe des 
Bewilligungsbetrags als Ausgleich (Ziff. 5) endgültig festge-
setzt. Ferner werden unter Berücksichtigung der Teilzah-
lungen / Abschläge ggf. noch zu leistende Nachzahlung 
bzw. die Rückabwicklung von Überzahlungen geregelt 
(Schlussabrechnung). 
 
a) Zeitlicher Ablauf 

Der endgültiger Bewilligungsakt erfolgt, nachdem 
die erforderlichen Daten zur 

 
- Ermittlung des Anteils an den Mitteln nach § 

11a ÖPNVG NRW (vgl. Ziff.6) und 
 
- zur Durchführung der Überkompensationskon-

trolle nach VO (EG) Nr. 1370/2007 (vgl. Ziff. 8) 
 
endgültig vorliegen, spätestens aber zum 30. 9. des zwei-
ten dem Bewilligungsjahr folgenden Jahres. 
 
b) Vorgehensweise/Datengrundlage 

Die zuständige Behörde ermittelt den endgültigen 
Anteil des jeweiligen Betreibers an den Mitteln 
nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW – gegebenfalls 
nach den von ihm erbrachten Leistungseinheiten 
(vgl. Ziffer 2.2) - nach Maßgabe dieser allgemei-
nen Vorschrift und setzt diesen Betrag als Aus-
gleich endgültig fest. 
Hierbei legt sie die gemäß lit. c) vom Betreiber zu 
erbringenden Nachweise bzw. die gemäß lit. c) 
von ihr festgelegten Werte zugrunde. Soweit hier-
nach keine endgültigen Daten vorliegen, wird der 
endgültige Betrag auf der Basis der vorläufigen 
Daten ermittelt. Soweit keine vorläufigen Daten 
vorliegen oder diese mit erheblichen Unsicherhei-
ten belastet sind, kann die zuständige Behörde ei-
ne eigene Schätzung der betreffenden Werte vor-
nehmen und auf dieser Basis den Betrag endgül-
tig festlegen. Eine nachträgliche Korrektur dieses 
Betrags auf der Basis später verfügbarer Daten, 
insbesondere wegen nachträglicher Ergebnisse 
der Einnahmenaufteilung, findet nicht statt.  
Die zuständige Behörde ermittelt den endgültigen 
Bewilligungsbetrag wie folgt: Zunächst errechnet 
sie auf Basis der vorgenannten Datengrundlage 
für alle Betreiber – ggf. getrennt nach den von 
ihnen erbrachten Leistungseinheiten (vgl. Ziff. 
2.2.2) – den jeweiligen rechnerischen Anteil an 
den Mitteln nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW ge-
mäß Ziff. 6.6. Sodann führt sie für alle Betreiber 
bzw. Leistungseinheiten, für die das nach Ziff. 7.2 
erforderlich ist, gemäß Ziff. 8 die Überkompensa-
tionskontrolle unter Beachtung der Parameter 
nach Ziff. 7 sowie unter Berücksichtigung des An-
reizes nach Ziff. 9 durch. Wenn die Überkompen-
sationskontrolle gemäß Ziff. 7.2 auf der Grundlage 
eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags erfolgt, 
legt die zuständige Behörde das Ergebnis dieser 
Prüfung zugrunde (vgl. lit. c). Soweit hiernach bei 
einem Betreiber bzw. einer von ihm erbrachten 
Leistungseinheit der rechnerische Anteil nach Ziff. 
6.6 die Grenze der Überkompensation (Ziff. 8.2) 
überschreitet, wird der Ausgleich für diesen Be-
treiber bzw. für die entsprechende von ihm er-
brachte Leistungseinheit auf den der Grenze der 
Überkompensation entsprechenden Betrag  

 
festgesetzt (Ziff. 8.3). Die verbleibende Differenz 
wird, sobald der Rückforderungsbescheid rechts-
kräftig und der zurückgeforderte Betrag eingegan-
gen ist, gemäß Ziff. 6.7 auf die übrigen Betreiber 
unter Einbeziehung der übrigen Leistungseinhei-
ten des betreffenden Betreibers – jeweils bis zur 
Grenze der Überkompensation – verteilt. 

 
c) Mitwirkungspflicht des Betreibers 

Eine erneute Antragstellung seitens des Betrei-
bers ist für den endgültigen Bewilligungsakt nicht 
erforderlich.  
Der Betreiber hat bis zum 15.04. des zweiten dem 
Bewilligungsjahr folgenden Jahres der zuständi-
gen Behörde die erforderlichen Nachweise (vgl. 
Ziff. 10.4) zu übergeben. Hierfür sind die erforder-
lichen Daten mit Stichtag zum 31.03. des zweiten 
dem Bewilligungsjahr folgenden Jahres anzuge-
ben. 
Im Fall von Ziff. 7.2 hat er das Ergebnis der jährli-
chen Überkompensationskontrolle aufgrund des 
öffentlichen Dienstleistungsauftrags mitzuteilen, 
soweit die Überkompensationskontrolle nicht von 
der hiesigen Behörde selbst durchgeführt wurde 
oder ihr die prüfende Behörde das Ergebnis zur 
Verfügung stellt. 
Die zuständige Behörde kann weitere Unterlagen 
anfordern und die Angaben überprüfen. Soweit 
der Betreiber seinen diesbezüglichen Verpflich-
tungen nicht nachkommt, wird die zuständige Be-
hörde die entsprechenden Daten aufgrund eigener 
Bewertungen festlegen und den Ausgleich auf 
dieser Grundlage festsetzen. Alternativ kann die 
Behörde den Ausgleich ganz oder teilweise ver-
sagen (Ziff. 10.3.4). 

 
d) Schlussabrechnung 

Ausgehend von dem endgültig festgesetzten Be-
willigungsbetrag stellt die zuständige Behörde un-
ter Berücksichtigung der dem Betreiber gewährten 
und zugeflossenen Teilzahlungen/Abschläge fest, 
inwieweit eine Unter- oder Überzahlung erfolgt ist 
(Schlussabrechnung). Im endgültigen Bewilli-
gungsakt wird dementsprechend eine ggf. erfor-
derliche Nachzahlung gewährt oder die Rückab-
wicklung einer ggf. erfolgten Überzahlung geregelt 
(vgl. Ziff. 11.2). 

 
10.3.4 Versagung des Ausgleichs 

Wenn nach Maßgabe dieser allgemeinen Vor-
schrift der beantragte Ausgleich versagt wird, etwa 
im Fall der Verfristung (Ziff. 10.1) oder der Verlet-
zung von Mitwirkungspflichten (z.B. Ziff. 10.3.3) 
oder weil die Voraussetzungen für eine Aus-
gleichsgewährung nicht vorliegen, ergeht eine 
Versagung durch Verwaltungsakt. Soweit bereits 
(Über )Zahlungen aufgrund eines vorläufigen Be-
willigungsaktes erfolgt sind, werden diese rückab-
gewickelt (vgl. Ziff. 11.2). Dasselbe gilt im Fall der 
Nichterfüllung von im Bewilligungsakt geregelten 
Bedingungen sowie im Fall der Aufhebung (Rück-
nahme oder Widerruf) des Bewilligungsaktes.  
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10.4 Darlegungs- und Nachweispflicht des Betrei
 bers 
 
Der Betreiber trägt die Darlegungs- und Nachweispflicht für 
sämtliche in dieser allgemeinen Vorschrift geregelten Vo-
raussetzungen und Anforderungen an die Gewährung des 
Ausgleichs. Er ist verpflichtet, sämtliche für die Durchfüh-
rung dieser allgemeinen Vorschrift erforderlichen Angaben 
vollständig und wahrheitsgemäß zu machen. Er erfüllt die-
se Verpflichtungen insbesondere bei Antragstellung (Ziff. 
10.1) und durch seine Mitwirkungspflichten gemäß Ziff. 
10.3.3. lit. c). Hierzu legt er der zuständigen Behörde ins-
besondere die nachstehend genannten Daten vor. Weiter-
gehende Nachweispflichten können sich außerdem aus 
Ziff. 10.6 ergeben. 
 
10.4.1 Antragstellung 
 
Mit Antragstellung weist der Betreiber der zuständigen Be-
hörde in Bezug auf das jeweilige Bewilligungsjahr nach 
 
- den ggf. für eine Leistungseinheit (Ziff. 2.2.2) vor
 handenen öffentlichen Dienstleistungsauftrag (Ziff. 
 7.2), 
 
- das ggf. nach §9 Abs. 2 PBefG genehmigte Linien
 bündel (Ziff. 2.2.3.1 lit. a), 
 
- ggf. die Zugehörigkeit der Linien des Betreibers zu 
 einem Linienbündel, in dem bestimmte Linien von 
 anderen Betreibern bedient werden (Ziff. 2.2.3.1 
lit.  c), bzw. 
 
- ggf. vorhandene wirtschaftliche und verkehrliche 
 Verflechtungen der von ihm betriebenen Linien 
 (Ziff. 2.2.3.1 lit. b). 
 
Betreiber, die Übergangs-, Anerkennungs- und/oder Haus-
tarife gemäß Ziff. 3.5 anwenden, teilen der zuständigen 
Behörde mit Antragstellung die bei ihnen geltenden Zeit-
fahrausweise des Ausbildungsverkehrs mit. Der Betreiber 
weist nach, dass die Tarife den Anforderungen an die Min-
dest-Ermäßigung entsprechen (Ziff. 3.5). 
 
Ferner teilt der Betreiber der zuständigen Behörde mit An-
tragstellung für das jeweilige Bewilligungsjahr mit  
 
- die Anzahl der voraussichtlich vom Betreiber in 
 NRW zu fahrenden Wagenkilometer im Linienver-
 kehr (Ziff. 10.3.2. lit. a), 
 
- die Anzahl der voraussichtlich vom Betreiber im 
 Gebiet der zuständigen Behörde zu fahrenden 
 Wagenkilometer im Linienverkehr (10.3.2. lit. a) 
 bezogen auf Leistungseinheiten, differenziert nach 
 Linienbündeln / Linien, 
 
- die Höhe der voraussichtlich von ihm erzielten 
 Netto-Erträge im Ausbildungsverkehr in NRW 
 (10.3.2. lit. b). 
 
Mit dem Antrag übermittelt der Betreiber der zuständigen 
Behörde bezogen auf seine jeweiligen Leistungseinheiten 
(Ziff. 2.2.2), differenziert nach Linienbündeln / Linien (Ziff. 
2.2.3) (Ziff. 7.3) für das jeweilige Bewilligungsjahr außer-
dem 
 
 

 
- die Vorabkalkulation der Kosten und Erträge ge
 mäß Formblatt (Ziff. 7.5) sowie 
 
- eine Eigenerklärung und auf Verlangen ein Testat 

eines Wirtschaftsprüfers / Steuerberaters, das die 
Einhaltung der für die Erstellung der Vorabkalkula-
tion der Kosten geltenden Anforderungen bestätigt 
(Ziff. 7.6) 

 
10.4.2 Mitwirkungspflicht im Rahmen der endgültigen 
 Bewilligung 
 
Für die endgültige Bewilligung (Ziff. 10.3.3) gibt der Betrei-
ber der zuständigen Behörde im Rahmen seiner Mitwir-
kungspflicht nach Ziff. 10.3.3 lit. c) für das Bewilligungsjahr 
an: 
- die vom Betreiber tatsächlich erzielten Netto-

Erträge im Ausbildungsverkehr in NRW (Ziff. 6.4), 
ggf. aufgeschlüsselt nach den von ihm erbrachten 
Leistungseinheiten, differenziert nach Linienbün-
deln/Linien. 

 
- die vom Betreiber tatsächlich im Antragsjahr in 

NRW insgesamt sowie im Gebiet der zuständigen 
Behörde erbrachten Wagenkilometer im Linien-
verkehr je Leistungseinheit, differenziert nach Li-
nienbündeln / Linien einschließlich der in NRW auf 
grenzüberschreitenden Linien erbrachten Wagen-
kilometer; gesondert ausgewiesen werden die 
hiervon ggf. auf Stadtbahnen in Doppeltraktion 
entfallenden Wagenkilometer (Ziff. 6.5); 

 
Soweit nicht aufgrund Ziff. 7.2 die Regelungen eines öffent-
lichen Dienstleistungsauftrages für die Überkompensati-
onskontrolle maßgeblich sind, gibt der Betreiber der zu-
ständigen Behörde bezogen auf seine Leistungseinheiten 
(Ziff. 2.2.2), gegebenenfalls differenziert nach Linienbün-
deln / Linien (Ziff. 2.2.3) für die Durchführung der Über-
kompensationskontrolle an: 
- die Höhe der tatsächlichen Kosten (Ziff. 8.1.1.1) 

 zuzüglich der angemessenen Kapitalverzinsung 
(Ziff. 8.2.3) 

 
- die Höhe der tatsächlichen Einnahmen (Ziff. 

8.1.2). 
 
Durch Testat eines Wirtschaftsprüfers/ Steuerberaters be-
stätigt der Betreiber hierbei die Einhaltung der für die Er-
mittlung der tatsächlichen Kosten geltenden Anforderungen 
gemäß Ziff. 8.1.1 und die Einhaltung der für die Ermittlung 
der tatsächlichen Einnahmen geltenden Anforderungen 
gemäß Ziff. 8.1.2, die Einhaltung der Anforderungen an die 
angemessene Kapitalverzinsung gemäß Ziff. 8.2.3 sowie 
die Höhe der tatsächlichen Kosten und Einnahmen.  
 
Der Betreiber weist der zuständigen Behörde zudem nach, 
dass  
- im Bewilligungsjahr die Verkehre vom Betreiber 

gemäß den erteilten Genehmigun-
gen/Erlaubnissen/Fahrplänen durchgeführt wor-
den sind (Ziff. 4.3.1). 

 
- die Fahrgäste im Antragsjahr die Mobilitätsgaran-

tie NRW in Anspruch nehmen konnten (Ziff. 9), 
 

- 10.5    Anforderung weiterer Unterlagen und Prü-
fungsrecht der zuständigen Behörde   
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Die zuständige Behörde kann die vom Betreiber nach die-
ser allgemeinen Vorschrift beizubringenden Daten, Nach-
weise, Kalkulationen, Testate u.Ä. selbst oder durch einen 
von ihr bestimmten, zur Verschwiegenheit verpflichteten 
bzw. zu verpflichtenden Dritten prüfen lassen, wenn und 
soweit berechtigte Zweifel bestehen. Der Betreiber ist ver-
pflichtet, auf Verlangen der zuständigen Behörde oder dem 
von ihr beauftragten Dritten Einblick in die hierfür notwen-
digen Unterlagen zu gewähren.  
Gemäß § 16 Abs. 7 ÖPNVG NRW unterliegt die Verwen-
dung der Mittel nach § 11a ÖPNVG NRW durch die zu-
ständigen Behörden der Prüfung durch den Landesrech-
nungshof. Der Landesrechnungshof kann die Verwendung 
der an die Betreiber weitergeleiteten Mittel unmittelbar bei 
den Betreibern prüfen. Der Betreiber ist verpflichtet, diese 
Prüfung zu unterstützen und dem Landesrechnungshof 
insbesondere den hierfür erforderlichen Einblick in die Un-
terlagen zu gewähren. 
Es wird darauf hingewiesen, dass diese Verpflichtungen 
des § 16 Abs. 7 ÖPNVG NRW auch für die Zeit nach Er-
lass des endgültigen Bewilligungsbescheids und im Fall 
eines Außerkrafttretens dieser allgemeinen Vorschrift fort-
gelten. 
 
10.6 Veröffentlichung nach Art. 7 Abs. 1 VO (EG) 
Nr.  1370/2007 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die zuständige Behörde 
über die aufgrund dieser allgemeinen Vorschrift bewilligten 
Ausgleichszahlungen berichtspflichtig nach Art. 7 Abs. 1 
VO (EG) Nr. 1370/2007 ist. Betreiber, denen ein Ausgleich 
aufgrund dieser allgemeinen Vorschrift gewährt wird, kön-
nen sich insoweit nicht auf eine Vertraulichkeit bzw. Ge-
heimhaltung der von ihnen gemachten Angaben berufen. 
Es liegt im Ermessen der zuständigen Behörde, den Be-
richt im Rahmen der Vorgaben des Art. 7 Abs. 1 VO (EG) 
Nr. 1370/2007 zu gestalten und zu entscheiden, welche 
Informationen in welchem Detaillierungsgrad hierzu veröf-
fentlicht werden. Sofern dies für die Gewährleistung der 
Berichtspflicht nach Art. 7 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1370/2007 
erforderlich ist, kann die zuständige Behörde Daten, die im 
Zusammenhang mit dieser allgemeinen Vorschrift stehen, 
auch nachträglich von den Betreibern einfordern. 
 
11 Abwicklung der Zahlungen 
 
11.1 Abschläge/Teilzahlungen  
 
Durch den vorläufigen Bewilligungsakt (Ziff. 10.3.2) werden 
Abschläge/Teilzahlungen wie folgt gewährt und durchge-
führt: 
- nach Bestandskraft des vorläufigen Bewilligungs-

akts 60 % auf den voraussichtlichen Bewilligungs-
betrag, frühestens zum 1. 6. des Bewilligungsjah-
res. 

 
- Zum 15.10. des Bewilligungsjahres 35 % auf den 

voraussichtlichen Bewilligungsbetrag.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die übrigen 5 % werden analog zu dem im vorstehenden 
Spiegelstrich aufgeführten Termin auf ein durch den Be-
treiber eingerichtetes und der zuständigen Behörde mitge-
teiltes Notar-Anderkonto geleistet. Eine Verrechnung des 
auf das Notar-Anderkonto eingezahlten Anteils der dritten 
Teilzahlung findet mit der Schlussabrechnung nach Ziff. 
11.2 statt.  
 
Auf die Einrichtung eines Notar-Anderkontos kann verzich-
tet und der Anteil auf das vom Verkehrsunternehmen be-
nannte Konto ausgezahlt werden, insbesondere 
 
- wenn der Anteil einen Betrag von 5.000 € unter-

schreitet, oder 
 

- für einen Linienverkehr im Zuständigkeitsbereich 
des Aufgabenträgers (Ziff. 2.2) ein öffentlicher 
Dienstleistungsauftrag im Sinne des Art. 3 Abs. 1 
VO (EG) Nr. 1370/2007 (z.B. Betrauung oder Ver-
kehrsvertrag entsprechend Art. 8 Abs. 3 VO (EG) 
Nr. 1370/2007) besteht. 

 
Die Zahlung erfolgt mittels Überweisung auf ein vom Be-
treiber mit Antragstellung anzugebendes Konto. 
 
11.2 Schlusszahlung bzw. Rückabwicklung 
 
Binnen zwölf Werktagen nach Bestandskraft des endgülti-
gen Bewilligungsaktes (Ziff. 10.3.3) erfolgt die Schlusszah-
lung, soweit dem Betreiber nach der Schlussabrechnung 
noch Mittel zustehen.  
Soweit der Betreiber nach der Schlussabrechnung eine 
Überzahlung erhalten hat, kann diese mit (Abschlags-
)Zahlungen aufgrund einer etwaigen weiteren (vorläufigen) 
Bewilligung von Mitteln verrechnet werden. Andernfalls hat 
der Betreiber die Mittel binnen einer im endgültigen Bewilli-
gungsakt zu bestimmenden Frist an die zuständige Behör-
de mittels Überweisung auf das von der Behörde anzuge-
bende Bankkonto zurückzuzahlen; Überzahlungen, die sich 
aufgrund einer Überkompensation ergeben, sind ab Zu-
gang des Betrages beim Betreiber mit einem Zinssatz von 
5 % über dem Basiszinssatz zu verzinsen.  
Eine Verzinsung im Fall der Unterzahlung findet nicht statt. 
 
12 Rechtskraft, Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt gemäß § 5 Abs. 4 Satz 2 KrO NRW mit 
dem Tage ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
13 Außerkrafttreten 
Diese Satzung tritt durch gesonderten Beschluss oder bei 
Außerkrafttreten des § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW außer 
Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die Allgemeine Vorschrift der Alten Hansestadt Lemgo für 
die Ausbildungsverkehr-Pauschale nach § 11a Abs. 2 
ÖPNVG NRW vom 14.07.2011 in der 2. geänderten Fas-
sung vom 29.01.2015 wird hiermit öffentlich bekanntge-
macht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, daß eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW vom 
02.09.1994, S. 666) beim Zustandekommen dieser Sat-
zung (ortsrechtlichen Bestimmung) nach Ablauf eines Jah-
res seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist nicht 
ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluß (Ratsbe-
schluß) vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Alten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, 29.01.2015 
 
 
(Dr. Austermann) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2015 
 
 
 
54 Haushaltssatzung und Bekanntmachung der 

Haushaltssatzung der Alten Hansestadt Lemgo 
für das Haushaltsjahr 2015 

 
1. Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2015 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2013 (GV. 
NRW. S. 878) in Kraft getreten am 31. Dezember 2013, hat 
der Rat der Stadt Lemgo mit Beschluss vom 15. Dezember 
2014 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2015, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinden voraussichtlich 
erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen so-
wie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszah-
lungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen 
enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit 
dem Gesamtbetrag der Erträge auf   
    88.419.587 EUR 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf   
    95.248.210 EUR 
 
 
 

 
im Finanzplan mit 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Ver-
waltungstätigkeit auf   89.046.049 EUR 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Ver-
waltungstätigkeit auf   97.277.260 EUR 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investi-
tionstätigkeit auf     3.007.081 EUR 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investiti-
onstätigkeit auf      1.678.910 EUR 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzie-
rungstätigkeit auf          12.367 EUR 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzie-
rungstätigkeit auf        396.000 EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Inves-
titionen erforderlich ist, wird auf                 0 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, 
der zur Leistung von Investitionsauszahlungen 
in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf    0 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund 
des voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan 
wird auf                   2.126.523 EUR 
und die Verringerung der allgemeinen Rücklage aufgrund 
des voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan 
wird auf 
                   4.702.100 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditäts-
sicherung in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
    40.000.000 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 6 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern sind für das 
Haushaltsjahr 2015 durch eine Hebesatzsatzung festge-
setzt worden: 
 
1. Grundsteuer 2015 

1.1  für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe   
(Grundsteuer A) auf   230 v. H. 

1.2 für die Grundstücke 
(Grundsteuer B) auf   430 v. H. 
Die Grundsteuer B beinhaltet auch die Leistungen 
für Straßenreinigung und Winterdienst. 

 
2. Gewerbesteuer 2015 auf   430 v. H. 
 

§ 7 
entfällt 
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§ 8 

 
1. Die im Stellenplan mit "k. w." (künftig wegfallend) oder 
"k. u." (künftig umzuwandeln) vermerkten Stellen für Be-
amte und tariflich Beschäftigte fallen beim Freiwerden weg 
bzw. werden unter Beachtung der durch Tarifrecht festge-
legten Eingruppierungsmerkmale umgewandelt. 
 
2. Wird einem/einer Beamten/Beamtin ein Amt mit höhe-
rem Endgrundgehalt verliehen, so kann er/sie mit Rückwir-
kung von höchstens drei Monaten in die höhere Planstelle 
eingewiesen werden, soweit er/sie während dieser Zeit die 
Obliegenheiten des verliehenen oder eines gleichartigen 
Amtes tatsächlich wahrgenommen hat und die Planstelle, 
in die er/sie eingewiesen wird, besetzbar war. 
 

§ 9 
 
Bestimmungen über Deckungsfähigkeit und De-
ckungsvermerke zum Haushaltsplan  
 
Deckungsfähigkeit nach § 21 GemHVO 
Zur flexiblen Haushaltsbewirtschaftung können Erträ-
ge/Einzahlungen und Aufwendungen/Auszahlungen zu 
Budgets verbunden werden. 
 
In allen Budgets ist die Summe der Erträge und die Summe 
der Aufwendungen für die Haushaltsführung verbindlich (§ 
21 Abs. 1 GemHVO). Die Bewirtschaftung der Budgets darf 
nicht zu einer Minderung des Saldos aus laufender Verwal-
tungstätigkeit führen. 
Es werden folgende Budgets gebildet: 
 
1. Sonderbudgets für: 
a) die Personal- und Versorgungsaufwendungen/ aus-

zahlungen (ohne Honorare 5019/7019), 
b) die Aufwendungen/ Auszahlungen für die Mieten und 

Nebenkosten an die Gebäudewirtschaft Lemgo (GWL) 
einschließlich der Nebenkostennachzahlungen und  

c) die Aufwendungen/ Auszahlungen für die Abrechnun-
gen mit den Städtischen Betrieben Lemgo (SBL). 

2. Budgets für 
a) jeden einzelnen Geschäftsbereich laut Organigramm 
b) die Stäbe und  
c) den Personalrat, Gleichstellung und örtliche Rech-

nungsprüfung. 
 
Unechte Deckungsfähigkeit mit Zweckbindung: 
 
Zweckgebundene Mehrerträge/ Mehreinzahlungen können 
für entsprechende zweckgebundene Mehraufwendungen/ 
Mehrauszahlungen verwendet werden. Dies gilt auch für 
Ein- und Auszahlungen für Investitionen (§ 21 Abs. 2 
GemHVO). Die Mehraufwendungen/ Mehrauszahlungen 
gelten nicht als überplanmäßige oder außerplanmäßige 
Aufwendungen/ Auszahlungen. 
 
Stehen Aufwendungen/ Auszahlungen zweckgebundene 
Erträge/ Einzahlungen, insbesondere Zuweisungen des 
Landes gegenüber, dürfen die Aufwendungen/ Auszahlun-
gen erst dann geleistet werden, wenn die Erträge/ der Ein-
gang der Einzahlungen rechtlich und tatsächlich gesichert 
ist.  
 
Unechte Deckungsfähigkeit ohne Zweckbindung: 
 
 
 

 
Unerhebliche Mehrerträge/ Mehreinzahlungen können für 
entsprechende Mehraufwendungen/ Mehrauszahlungen 
nach Genehmigung durch den Kämmerer verwendet wer-
den (§ 2 Ziffer 11 Zuständigkeitsordnung).  
 
Stehen diesen Aufwendungen/ Auszahlungen entspre-
chende Erträge/ Einzahlungen gegenüber, dürfen die Auf-
wendungen/ Auszahlungen erst dann geleistet werden, 
wenn die Erträge/ der Eingang der Einzahlungen rechtlich 
und tatsächlich gesichert ist.  
 
Ausnahmen von der Deckungsfähigkeit: 
a) Aufwands- und Auszahlungskonten, die als begünstig-

tes Konto zu einem zweckgebundenen Ertrag und einer 
zweckgebundenen Einzahlung gehören und   

b) Verfügungsmittel nach § 15 GemHVO. 
 
Verpflichtungsermächtigungen :  
 
Diese können mit Genehmigung des Stadtkämmerers gem. 
§ 13 Abs. 2 GemHVO auch für andere Investi-
tionsmaßnahmen in Anspruch genommen werden. Der im 
§ 3 der Haushaltssatzung festgesetzte Gesamtbetrag der 
Verpflichtungsermächtigungen darf nicht überschritten 
werden. 
 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Nach öffentlicher Bekanntgabe im Kreisblatt Lippe vom 
10.11.2014 hat der Entwurf der Haushaltssatzung mit allen 
Anlagen gem. § 80 Abs. 3 Satz 1 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW. S. 666), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19.Dezember 
2013 (GV. NRW. S. 878), in Kraft getreten am 
31.Dezember 2013, öffentlich bis zum Abschluss des Bera-
tungsverfahrens im Rat zur Einsichtnahme ausgelegen. 
In der Bekanntgabe ist darauf hingewiesen worden, dass 
gegen den Entwurf Einwohner und Abgabepflichtige inner-
halb einer Frist von 14 Tagen nach Beginn der Auslegung 
Einwendungen erheben können. 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für das Haushalts-
jahr 2015 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gem. § 80 Abs. 
5 GO NRW dem Landrat als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde mit Schreiben vom 13.01.2015 angezeigt 
worden. Der Haushaltsplan liegt zur Einsichtnahme vom 
11.02.2015 bis zum Ende der Auslegung des Jahresab-
schlusses gem. § 96 Abs. 2 GO NRW in der Kämmerei, 
Papenstraße 7, Zimmer 117, öffentlich aus und ist im Inter-
net unter der Adresse www.lemgo.net verfügbar. 
 
Lemgo, den 02.02.2015 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
 
 
Dr. Austermann 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2015 
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Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
55 9. - vereinfachte - Änderung des Bebauungs-

plans 01/01/4 "Lange Äckern" der Stadt Schie-
der-Schwalenberg, Ortsteil Schieder gem. § 13 
BauGB 

 
Erneute Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 
2 BauGB 
 
Der Stadtentwicklungsausschuss des Rates der Stadt 
Schieder-Schwalenberg hat in seiner Sitzung am 
16.09.2014 beschlossen, dass der Bebauungsplan 01/01/4 
„Lange Äckern“ geändert werden soll.  
 
Gegenstand der geplanten Änderung ist die Zulassung 
von Dachaufbauten.  
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
wurde durchgeführt. Nach Berücksichtigung der eingegan-
genen Anregungen und Einwendungen wird gem. § 4a 
Abs. 3 i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB eine erneute Beteiligung 
der Öffentlichkeit durchgeführt.  : 
 
Geltungsbereich 
 
Der räumliche Geltungsbereich der Änderung ist im beige-
fügten Übersichtsplan umrandet dargestellt. Die Abgren-
zung des Geltungsbereiches der Änderung verbindlich. 
 
Gemäß § 3 Absatz 2 des Baugesetzbuches wird der Sat-
zungsentwurf nebst Begründung in der Zeit vom 
  

17. Februar bis einschließlich 03 März 2015 
 
erneut öffentlich ausgelegt. 
 
Während der Auslegungszeit können Stellungnahmen ab-
geben werden bei dem 
 
Bürgermeister der Stadt Schieder-Schwalenberg 
Fachbereich 2 – Stadtentwicklung 
Im Kurpark 2 (Palais), Zimmer 17 / 19 
32816 Schieder-Schwalenberg 
 
Hier liegt auch der Satzungsentwurf mit Begründung aus, 
und zwar während folgender Zeiten: 
 
montags bis freitags 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
montags bis mittwochs zusätzlich 14.00 Uhr bis 15.30 Uhr 
donnerstags zusätzlich 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr 
 
Außerhalb dieser Zeiten kann nach Vereinbarung ebenfalls 
eine Einsicht erfolgen.  
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über die Bebauungsplanänderung 
unberücksichtigt bleiben (§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB). 
 
Schieder-Schwalenberg, den 23.01.2015 
 
 
Gert Klaus 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2015 
 
 

 
Darstellung des räumlichen Geltungsbereichs 
der 9. Änderung des Bebauungsplans 01/01/4 

 „Lange Äckern“ der Stadt Schieder-Schwalenberg,  
Ortsteil Schieder 

 
 

(Karte ohne Maßstab und Planaussagen) 
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56 Auslegung des Entwurfs der Haushaltssatzung 

der Stadt Schieder-Schwalenberg für das 
Haushaltsjahr 2015 

 
Gemäß § 80 Absatz 3 Satz 1 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV NW 
S.666) in der zur Zeit geltenden Fassung wird bekannt ge-
macht, dass der Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt 
Schieder-Schwalenberg für das Haushaltsjahr 2015 mit An-
lagen ab dem 10.02.2015 während der Dienststunden 
(montags bis freitags von 08.00 – 12.00 Uhr sowie don-
nerstags von 14.00 – 17.00 Uhr) im Rat- und Bürgerhaus, 
Domäne 3, Zimmer 24 bis zum Abschluss des Beratungs-
verfahrens im Rat öffentlich zur Einsichtnahme ausgelegt 
wird. 
 
Gegen den Entwurf der Haushaltssatzung nebst Anlagen 
können Einwohner und Abgabepflichtige innerhalb einer 
Frist von vierzehn Tagen nach Beginn der Auslegung 
schriftlich oder mündlich zur Niederschrift Einwendungen 
erheben. 
 
Die Einwendungen sind zu richten an: 
 
Bürgermeister der Stadt Schieder-Schwalenberg 
Fachbereich 1 – Finanzen und Organisation 
Domäne 3 
32816 Schieder-Schwalenberg 
 
Über die Einwendungen entscheidet der Rat in öffentlicher 
Sitzung. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 6. Februar 2015 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Gert Klaus 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2015 
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Abwasserbeseitigungsgesellschaft 
Lemgo GmbH 
 
57 Bekanntmachung 
 
Dem Aufsichtsrat der Abwasserbeseitigungsgesellschaft 
Lemgo GmbH (ALG) der Wahlperiode 2014 – 2020 gehö-
ren seit dem 17.11.2014 die folgenden Mitglieder an: 
 
Vorsitzender:  
 
Uwe Vieregge     Lemgo 
 
Stellvertretender Vorsitzender: 
 
Udo Golabeck     Lemgo 
 
Ordentliche Mitglieder 
 
Sauerländer, Veronika   Lemgo 
Steinmeier, Carsten   Lemgo 
Renate Bauer    Lemgo 
Heinz-Werner Dubbert   Lemgo 
Karl Horst Puchert   Lemgo 
Oliver Drexhage    Lemgo 
Detlef Höltke    Lemgo 
Stephan Krause    Lemgo 
Fritz Rüdiger Steinke   Lemgo 
Dr. Reiner Austermann   Lemgo 
Dirk Tolkemitt    Kalletal 
 
Stellvertretende Mitglieder: 
 
Thomas Krause    Lemgo 
Marcus Graeve    Lemgo 
Horst Bradtmüller    Lemgo 
Christian Krop    Lemgo 
Hartmut Baack     Lemgo 
Hans-Jörg List    Lemgo 
Wolfgang Sieweke   Lemgo 
Gertrud Lehmann    Lemgo 
Dr. Burkhard Pohl  . Lemgo 
Uwe Hollweg    Lemgo 
Christian Wölk    Lemgo 
Anke Kugelmann    Lemgo 
Markus Baier    Bad Driburg 
 
Lemgo, 28.01.2015 
 
Abwasserbeseitigungsgesellschaft 
Lemgo GmbH (ALG) 
 
 
Die Geschäftsführung 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2015 
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Jobcenter Lippe 
 
58 Öffentliche Zustellung eines Aufhebungs- und 

Erstattungsbescheides vom 30.12.2014 für die 
Zeit vom 01.07.2013 bis 31.07.2013.  

 an Herrn Konstantin Grankin 
 
An Herrn Konstantin Grankin ist am 30.12.2014 unter dem 
Aktenzeichen   6.230.2.20.09.0361.0     ein Aufhebungs 
und Erstattungsbescheid erlassen worden.       
 
Der Bescheid kann nicht zugestellt werden, da Herr Kon-
stantin Grankin unbekannt verzogen ist. 
 
Gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW vom 
07. März 2006 wird daher der Bescheid durch öffentliche 
Bekanntmachung zugestellt. Er gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als zwei Wochen 
vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die Wider-
spruchsfrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel grundsätzlich 
nicht möglich sind.  
 
Der Betroffene kann den Bescheid beim Jobcenter Lippe, 
Standort Lemgo, Wirtschaftliche Hilfen, Steinweg 12, in 
32657 Lemgo, Zimmer 115 während der üblichen Dienst-
zeiten in Empfang nehmen. 
 
Lemgo, den 23.01.2015 
 
Jobcenter Lippe 
Anstalt des öffentlichen Rechts 
-Der Vorstand- 
Wirtschaftliche Hilfen 
Im Auftrag 
 
 
Almuth Siekmann-Marxmeier 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2015 
 
 
 
59 Öffentliche Zustellung eines Aufhebungs- und 

Erstattungsbescheides vom 30.12.2014 für die 
Zeit vom 01.07.2013 bis 31.07.2013.  

 an Frau Olga Grankin 
 
An Frau Olga Grankin ist am 30.12.2014 unter dem Akten-
zeichen   6.230.2.20.09.0361.0     ein Aufhebungs- und 
Erstattungsbescheid erlassen worden.       
 
Der Bescheid kann nicht zugestellt werden, da Frau Olga 
Grankin unbekannt verzogen ist. 
 
Gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW vom 
07. März 2006 wird daher der Bescheid durch öffentliche 
Bekanntmachung zugestellt. Er gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als zwei Wochen 
vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die Wider-
spruchsfrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel grundsätzlich 
nicht möglich sind.  
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Betroffene kann den Bescheid beim Jobcenter Lippe, 
Standort Lemgo, Wirtschaftliche Hilfen, Steinweg 12, in 
32657 Lemgo, Zimmer 115 während der üblichen Dienst-
zeiten in Empfang nehmen. 
 
Lemgo, den 23.01.2015 
 
Jobcenter Lippe 
Anstalt des öffentlichen Rechts 
-Der Vorstand- 
Wirtschaftliche Hilfen 
Im Auftrag 
 
 
Almuth Siekmann-Marxmeier 
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Volkshochschule Lippe-West 
 
60 Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2015 
 
Satzung 
nach §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV NW S. 666) in Ver-
bindung mit §§ 14 – 18 Eigenbetriebsverordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen, den §§ 8 Abs. 1 und 18 des 
Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit in Verbin-
dung mit § 20 der Satzung für den Zweckverband Volks-
hochschule Lippe-West, jeweils in der zurzeit gültigen Fas-
sung, hat die Verbandsversammlung am 25.11.2014 fol-
genden Wirtschaftsplan beschlossen: 
 
1. 
Der Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2015 wird 
 
im Erfolgsplan auf 

a) Erlöse    1.577.378,00 € 
b) Aufwendungen   1.577.314,00 € 
c) Jahresgewinn/-verlust              64,00 € 

 
im Vermögensplan auf 

a) Erlöse        10.750,00 € 
b) Aufwendungen       11.030,00 € 
c) Entnahme aus dem Liquiditätsvortrag         280,00 € 
 

festgestellt. 
 
2. 
Kredite werden nicht veranschlagt. 
 
3. 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im Rechnungs-
jahr 2015 zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in An-
spruch genommen werden dürfen, wird auf 52.000,00 € 
festgesetzt. 
 
4. 
Die Aufteilung der Umlage erfolgt gemäß § 20 Abs. 1 der 
Zweckverbandssatzung in der zurzeit gültigen Fassung 
vom 11.04.2007 zu 30 % nach dem Verhältnis seiner Ein-
wohnerzahlen nach dem Stande vom 30.06. des Vorjahres, 
zu 50 % nach den Teilnehmerstunden im Vorvorjahr und zu 
20 % nach den im Vorvorjahr im Verbandsgebiet durchge-
führten Unterrichtsstunden. Unter Anwendung dieses Be-
schlusses entfallen auf die Städte und Gemeinden: 
 
Gemeinde Augustdorf     9.342,51 € 
Stadt Lage    60.749,23 € 
Gemeinde Leopoldshöhe     24.320,25 € 
Stadt Oerlinghausen   28.088,00 € 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der vorstehende Wirtschaftsplan für das Rechnungsjahr 
2015 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die nach § 19 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über kommuna-
le Gemeinschaftsarbeit NRW (GkG NRW) in der zurzeit 
geltenden Fassung erforderliche Genehmigung für die in 
Ziffer 4 des Wirtschaftsplans festgelegte Umlage ist vom 
Landrat des Kreises Lippe als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde mit Verfügung vom 21.01.2015 erteilt wor-
den. 
 
Lage, 23.01.2015 
 
 
gez. Christian Liebrecht 
-Zweckverbandsvorsteher- 
 
Zweckverband Volkshochschule Lippe-West 
Lange Str. 124 
32791 Lage 
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Einzelpreis dieser Nummer 0,82 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 15. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


